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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

ZWEITE RICHTLINIE DES RATES

vom 15 . Dezember 1989

zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute und zur Änderung der Richtlinie 77/780/EWG

(89 / 646 /EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 57 Ab­
satz 2 Sätze 1 und 3 ,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ) ,

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Diese Richtlinie ist unter dem zweifachen Aspekt der Nie­
derlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs im
Bankensektor ein wesentliches Instrument für die Verwirkli­
chung des Binnenmarktes , die durch die Einheimische Euro­
päische Akte beschlossen und durch das Weißbuch der
Kommission vorgezeichnet worden ist .

Diese Richtlinie fügt sich in das bereits verwirklichte Regel­
werk der Gemeinschaft ein , das insbesondere durch die Erste
Richtlinie 77/780 /EWG des Rates vom 12. Dezember 1977
zur Koordinierung der Rechts- und VerwaltungsvorSchriften
über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der Kredit­
institute ( 4 ), zuletzt geändert durch die Richtlinie 86 / 524 /
EWG (*), die Richtlinie 83 / 350 /EWG des Rates vom
13 . Juni 1983 über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute
auf konsolidierter Basis ( 6 ), die Richtlinie 86 / 635 /EWG des
Rates vom 8 . Dezember 1986 über den Jahresabschluß und

den konsolidierten Abschluß von Banken und anderen
Finanzinstituten ( 7 ) sowie die Richtlinie 89 / 299 /EWG des
Rates vom 17 . April 1989 über die Eigenmittel von Kredit­
instituten ( 8 ) geschaffen wurde .

Die Kommission hat die Empfehlung 87/ 62 /EWG über die
Überwachung und Kontrolle der Großkredite von Kredit­
instituten ( 9 ) und die Empfehlung 87 / 63 /EWG zur Ein­
führung von Einlagensicherungssystemen in der Gemein­
schaft ( 10 ) angenommen.

Der gewählte Lösungsweg besteht in der Verwirklichung der
wesentlichen Harmonisierung, die notwendig und ausrei­
chend ist , um zur gegenseitigen Anerkennung der Zulassung
und der Bankenaufsichtssysteme zu gelangen, die die Gewäh­
rung einer einzigen Zulassung für die gesamte Gemeinschaft
und die Anwendung des Grundsatzes der Kontrolle durch
den Herkunftsmitgliedstaat erlauben .

Unter diesen Umständen kann diese Richtlinie nur gleichzei­
tig mit einer ergänzenden technischen Harmonisierung durch
spezifische Gemeinschaftsvorschriften für die Eigenmittel
und für den Solvabilitätskoeffizienten zur Anwendung kom­
men .

Außerdem wird gegenwärtig an der Harmonisierung der
Vorschriften über Sanierung und Liquidation von Kredit­
instituten weitergearbeitet .

Ferne* wird es erforderlich sein, diejenigen Instrumente zu
harmonisieren , die für die Beherrschung der Liquiditäts-,
Markt-, Zinssatz- und Wechselkursrisiken der Kreditinsti­
tute benötigt werden .

Die Grundsätze der gegenseitigen Anerkennung und der
Kontrolle durch den Herkunftsmitgliedstaat machen es

(M ABl . Nr . C 84 vom 31 . 3 . 1988 , S. 1 .
( 2) ABl . Nr . C 96 vom 17 . 4 . 1989 , S. 33 , und Beschluß vom
22 . November 1989 (noch nicht im Amtsblatt veröffent­
licht ).

( 3 ) ABl . Nr . C 318 vom 17 . 12 . 1988 , S. 42 .
( 4 ) ABl . Nr. L 322 vom 17 . 12 . 1977 , S. 30 .
( s ) ABl . Nr . L 309 vom 4 . 11 . 1986 , S. 15 .
( 6 ) ABl . Nr. L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 18 .

( 7 ) ABl . Nr . L 372 vom 31 . 12 . 1986 , S. 1 .
( 8 ) ABl . Nr. L 124 vom 5 . 5 . 1989 , S. 16 .
( 9 ) ABl . Nr. L 33 vom 4 . 2 . 1987 , S. 10 .
( 10 ) ABl . Nr. L 33 vom 4 . 2 . 1987 , S. 16 .
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kehr die Einhaltung spezifischer Anforderungen seiner
Rechtsvorschriften vori Unternehmen , die im Herkunftsmit­
gliedstaat nicht als Kreditinstitute zugelassen sind , oder für
Tätigkeiten , die nicht in der Liste aufgeführt sind , verlangen ,
soweit diese Bestimmungen mit dem Gemeinschaftsrecht
vereinbar und mit dem Allgemeininteresse begründet sind
und soweit diese Kreditinstitute oder Tätigkeiten nicht
gleichwertigen Regeln aufgrund der Rechtsvorschriften des
Herkunftsmitgliedstaats unterliegen .

Die Mitgliedstaaten haben darauf zu achten , daß die Tätig­
keiten , die unter die gegenseitige Anerkennung fallen , ohne
Behinderung auf die gleicheWeise wie im Herkunftsmitglied­
staat ausgeübt werden können , soweit sie nicht im Gegensatz
zu den im Aufnahmemitgliedstaat geltenden gesetzlichen
Bestimmungen des Allgemeininteresses stehen .

Die Abschaffung der Zulassung von Zweigstellen von Kre­
ditinstituten aus der Gemeinschaft am Ende der gegenwärtig
laufenden Harmonisierungsarbeiten führt notwendigerweise
zur Abschaffung des Dotationskapitals . Artikel 6 Absatz 2
bedeutet einen ersten Schritt in diese Richtung , betrifft
jedoch gemäß den Bestimmungen der Beitrittsakte nicht das
Königreich Spanien und die Portugiesische Republik.

Es besteht eine notwendige Verbindung zwischen der Ziel­
setzung dieser Richtlinie und der Liberalisierung des Kapi­
talverkehrs , die aufgrund anderer gemeinschaftlicher Rechts­
vorschriften verwirklicht werden soll . Die Maßnahmen zur
Liberalisierung der Banktätigkeiten sollen auf jeden Fall im
Einklang mit denMaßnahmen im Bereich der Liberalisierung
des Kapitalverkehrs stehen . Falls sich ein Mitgliedstaat
aufgrund der Richtlinie 88 / 361 /EWG des Rates vom
24 . Juni 1988 zur Durchführung von Artikel 67 des Vertra­
ges C 1 ) auf Schutzklauseln im Bereich des Kapitalverkehrs
beruft , kann er die Erbringung von Bankdienstleistungen
insoweit aussetzen , als dies für die Wirksamkeit der genann­
ten Schutzklauseln erforderlich ist .

Die in der Richtlinie 77 / 780 / EWG vorgesehenen Verfah­
ren , insbesondere über die Zulassung von Zweigstellen von
in einem Drittland zugelassenen Kreditinstituten , finden auf
diese weiterhin Anwendung . Diese Zweigstellen kommen
nur in dem Mitgliedstaat , in dem sie errichtet sind, nicht
jedoch in den anderen Mitgliedstaaten in den Genuß des
freien Dienstleistungsverkehrs gemäß Artikel 59 Absatz 2
des Vertrages bzw. der Niederlassungsfreiheit . Jedoch sind
die Anträge eines Unternehmens , das dem Recht eines
Drittlandes unterliegt , aufZulassung eines Tochterunterneh­
mens oder über den Erwerb einer Beteiligung Gegenstand
eines Verfahrens , das darauf abzielt sicherzustellen , daß die
Kreditinstitute der Gemeinschaft in diesem Drittland eine
Behandlung nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit erfah­
ren .

Die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten
erteilten Zulassungen von Kreditinstituten haben nach dieser
Richtlinie eine gemeinschaftsweite , nicht mehr nur einzel­
staatliche Tragweite , und die bestehenden Gegenseitigkeits­
klauseln sind nunmehr wirkungslos . Daher ist ein flexibles
Verfahren erforderlich , mit dem die Gegenseitigkeit auf
gemeinschaftlicher Grundlage bewertet werden kann . Da die

erforderlich , daß die zuständigen Behörden eines jeden
Mitgliedstaats die Genehmigung in den Fällen nicht gewäh­
ren oder zurückziehen , in denen aus Umständen wie dem
Inhalt des Geschäftsplans , der gebietsmäßigen Abdeckung
oder der konkret ausgeübten Tätigkeit unzweifelhaft hervor­
geht , daß das Kreditinstitut die Rechtsordnung des betref­
fenden Mitgliedstaats in der Absicht gewählt hat , sich den
strengeren Normen des Mitgliedstaats zu entziehen , in dem
es den überwiegenden Teil seiner Tätigkeit ausübt oder
auszuüben beabsichtigt . Zur Anwendung dieser Richtlinie
wird davon ausgegangen , daß ein Kreditinstitut in dem
Mitgliedstaat gelegen ist , in dem sich sein satzungsmäßiger
Sitz befindet ; die Mitgliedstaaten müssen verlangen , daß die
Hauptverwaltung eines Kreditinstituts in dem Mitgliedstaat
gelegen ist , in dem es seinen satzungsmäßigen Sitz hat .

Die Herkunftsmitgliedstaaten können für die von ihren
eigenen Behörden zugelassenen Institute strengere Vorschrif­
ten als in den Artikeln 4 , 5 , 11 , 12 und 16 vorgesehen
erlassen .

Die Verantwortung für die Überwachung der finanziellen
Solidität und insbesondere der Solvenz eines Kreditinstituts
obliegt künftig der Aufsichtsbehörde seines Herkunftsmit­
gliedstaats . Die Aufsichtsbehörde des Aufnahmemitglied­
staats behält die Verantwortung auf dem Gebiet der Uber­
wachung der Liquidität und der Geldpolitik . Die Überwa­
chung der Marktrisiken muß Gegenstand einer engen
Zusammenarbeit der zuständigen Behörden des Herkunfts­
und Aufnahmemitgliedstaats sein .

Die Harmonisierung bestimmter finanzieller Dienstleistun­
gen und solcher auf dem Gebiet der Kapitalanlagen wird ,
soweit erforderlich , durch besondere Gemeinschaftsrechts­
akte weiterverfolgt , insbesondere um den Schutz der Ver­
braucher und Kapitalanleger zu gewährleisten . Die Kommis­
sion hat Maßnahmen zur Harmonisierung des Hypothekar­
kredits vorgeschlagen , damit es unter anderem zu einer
gegenseitigen Anerkennung der spezifischen Finanzierungs­
techniken für diesen Bereich kommen kann .

Der gewählte Ansatz besteht darin , daß es den im Herkunfts­
mitgliedstaat zugelassenen Kreditinstituten aufgrund der
gegenseitigen Anerkennung ermöglicht wird, die Gesamtheit
oder einen Teil der in der Liste im Anhang aufgeführten
Tätigkeiten überall in der Gemeinschaft durch die Errichtung
einer Zweigniederlassung oder im Wege der Dienstleistung
auszuüben .

Es ist angebracht , die gegenseitige Anerkennung auf die in
der Liste im Anhang enthaltenen Tätigkeiten auszudehnen ,
wenn diese Tätigkeiten von einem Finanzinstitut , das ein
Tochterunternehmen eines Kreditinstituts ist , ausgeübt wer­
den, unter der Bedingung , daß das Tochterunternehmen in
die auf konsolidierter Basis erfolgende Beaufsichtigung des
Mutterunternehmens einbezogen ist und strengen Bedingun­
gen genügt .

Für die Ausübung der nicht in der Liste enthaltenen Tätig­
keiten gilt die durch die allgemeinen Vertragsbestimmungen
gewährte Freiheit der Niederlassung und des Dienstleistungs­
verkehrs .

Der Aufnahmemitgliedstaat kann bei der Ausübung des
Niederlassungsrechts und beim freien Dienstleistungsver­ f 1 ) ABI . Nr . L 178 vom 8 . 7 . 1988 , S. 5 .
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Gemeinschaft ihre Kapitalmärkte für die anderen Länder
geöffnet haben will , ist das Ziel dieses Verfahrens nicht eine
Abschottung der Kapitalmärkte der Gemeinschaft , sondern
eine weitergehende Liberalisierung der gesamten Kapital­
märkte in anderen Drittländern . Zu diesem Zweck sieht diese
Richtlinie Verfahren für die Verhandlungen mit Drittländern
oder— als letztes Mittel — die Möglichkeit von Maßnahmen
vor , mit denen neue Zulassungsanträge ausgesetzt bzw. die
Neuzulassungen begrenzt werden könnten .

Für ein harmonisches Funktionieren des Binnenmarktes der
Banken bedarf es über die gesetzlichen Normen hinaus einer
engen und regelmäßigen Zusammenarbeit der zuständigen
Behörden der Mitgliedstaaten . Für die Prüfung von Proble­
men, die ein einzelnes Kreditinstitut betreffen^bleibt der im
letzten Erwägungsgrund der Richtlinie 77 / 780 /EWG
erwähnte Kontaktausschuß zwischen den Bankenaufsichts­
behörden der geeignete Rahmen . Dieser Ausschuß ist auch
das geeignete Forum für den in Artikel 7 der genannten
Richtlinie vorgesehenen gegenseitigen Informationsaus­
tausch .

Dieser gegenseitige Informationsaustausch ersetzt gleich­
wohl nicht die bilaterale Zusammenarbeit gemäß Artikel 7
der Richtlinie 77 / 780 /EWG . Die zuständige Behörde des
Aufnahmemitgliedstaats kann unbeschadet ihrer eigenen
Kontrollbefugnisse weiterhin entweder auf eigene Initiative
in Dririglichkeitsfällen oder auf Veranlassung der zuständi­
gen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats nachprüfen, ob
die Tätigkeit eines Kreditinstituts auf dem Hoheitsgebiet des
Aufnahmemitgliedstaats gesetzeskonform ausgeübt wird ,
den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Verwaltung und
Buchführung entspricht und einer angemessenen internen
Kontrolle unterliegt .

Es wird von Zeit zu Zeit erforderlich sein , technische
Änderungen an einzelnen Regelungen dieser Richtlinie vor­
zunehmen , um neuen Entwicklungen im Bankensektor Rech:
nung zu tragen . Die Kommission wird solche Änderungen
erforderlichenfalls im Rahmen der ihr nach dem Vertrag
übertragenen Durchführungsbefugnisse vornehmen , nach­
dem sie den Beratenden Bankenausschuß konsultiert hat . Der
Ausschuß wird in diesem Fall als „Regelungsausschuß" tätig
werden, so wie es in den Verfahrensregeln gemäß Artikel 2
(Verfahren III Variante b )) des Beschlusses 87 / 373 /EWG
des Rates vom 13 . Juli 1987 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durch­
führungsbefugnisse ( x ) vorgesehen ist —

2 . Zulassung : eine Zulassung im Sinne von Artikel 1
zweiter Gedankenstrich der Richtlinie 77 / 780 /
EWG;

3 . Zweigstelle : eine Betriebsstelle , die einen rechtlich
unselbständigen Teil eines Kreditinstituts bildet und
unmittelbar sämtliche Geschäfte oder einen Teil der
Geschäfte betreibt , die mit der Tätigkeit eines Kredit­
instituts verbunden sind ; hat ein Kreditinstitut mit Sitz
in einem anderen Mitgliedstaat in ein und demselben
Mitgliedstaat mehrere Betriebsstellen errichtet, so wer­
den diese als eine einzige Zweigstelle betrachtet;

4 . Eigenmittel : die Eigenmittel im Sinne der Richtlinie
89 / 299 / EWG ;

5 . • zuständige Behörden : die zuständigen Behörden im
Sinne von Artikel 1 der Richtlinie 83 / 350 /EWG ;

6 . Finanzinstitut : ein Unternehmen , das kein Kredit­
institut ist und dessen Haupttätigkeit darin besteht ,
Beteiligungen zu erwerben oder eines oder mehrere der
Geschäfte zu betreiben , die unter den Ziffern 2 bis 12
der im Anhang enthaltenen Liste aufgeführt sind ;

7 . Herkunftsmitgliedstaat : der Mitgliedstaat , in dem ein
Kreditinstitut gemäß Artikel 3 der Richtlinie 77 / 780 /
EWG zugelassen ist ;

8 . Aufnahmemitgliedstaat : der Mitgliedstaat , in dem ein
Kreditinstitut eine Zweigstelle hat oder Dienstleistun­
gen erbringt ;

9 . Kontrolle : das Verhältnis zwischen einer Muttergesell­
schaft und einer Tochtergesellschaft — wie in Artikel 1
der Richtlinie 83 / 349 /EWG ( 2 ) vorgesehen — oder ein
gleichgeartetes Verhältnis zwischen einer natürlichen
oder juristischen Person und einem Unternehmen ;

10 . qualifizierte Beteiligung: das direkte oder indirekte
Halten von wenigstens zehn Prozent des Kapitals oder
der Stimmrechte oder die Möglichkeit der Wahrneh­
mung eines maßgeblichen Einflusses auf die Geschäfts­
führung eines Unternehmens , an dem eine Beteiligung
gehalten wird .

Bei der Anwendung dieser Definition im Rahmen der
Artikel 5 und 11 sowie der übrigen in Artikel 11
genannten Beteiligungsschwellen werden die in Arti­
kel 7 der Richtlinie 88 / 627 /EWG ( 3 ) erwähnten
Stimmrechte berücksichtigt ;

11 . Anfangskapital : das Kapital im Sinne von Artikel 2
Absatz 1 Ziffern 1 und 2 der Richtlinie 89 / 299 /
EWG;

12 . Mutterunternehmen: ein Mutterunternehmen im Sinne
der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83 / 349 /EWG;

13 . Tochterunternehmen : ein Tochterunternehmen im Sin­
ne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 83 / 349 /EWG ;

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

TITEL I

Begriffsbestimmungen und Anwendungsbereich

Artikel 1

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten :

1 . Kreditinstitut : ein Kreditinstitut im Sinne vom Artikel 1
erster Gedankenstrich der Richtlinie 77 / 780 /EWG;

( 2 ) ABl . Nr. L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr. L 348 vom 17 . 12 . 1988 , S. 62 .f 1 ) ABl . Nr . L 197 vom 18 . 7 . 1987 , S. 33 .
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jedes Tochterunternehmen eines Tochterunternehmens
wird ebenfalls als Tochterunternehmen des Mutterun­
ternehmens angesehen , das an der Spitze dieses Unter­
nehmens steht ;

14 . Solvabilitätskoeffizient : der gemäß der Richtlinie
89 / 647 /EWG des Rates (*) berechnete Koeffizient der
Solvenz der Kreditinstitute .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können jedoch besondere Kate­
gorien von Kreditinstituten zulassen , deren Anfangskapital
geringer als der in Absatz 1 geforderte Betrag ist . In diesen
Fällen gilt folgendes :

a ) Das Anfangskapital muß mindestens 1 Million ECU
betragen .

b ) Die betreffenden Mitgliedstaaten müssen der Kommis­
sion mitteilen , aus welchen Gründen sie von der in
diesem Absatz vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch
machen .

c) Für die Veröffentlichung ist in die in Artikel 3 Absatz 7
der Richtlinie 77/ 780 /EWG genannte Liste neben dem
Namen des Kreditinstituts ein Vermerk aufzunehmen ,
aus dem hervorgeht , daß dieses Kreditinstitut nicht über
das nach Absatz 1 erforderliche Mindestkapital ver­
fügt .

d) Die Kommission erstellt innerhalb von fünf Jahren ab
dem in Artikel 24 Absatz 1 genannten Zeitpunkt für den
in Artikel 11 der Richtlinie 77 /780 /EWG genannten
Beratenden Bankenausschuß einen Bericht über die
Anwendung des vorliegenden Absatzes in den Mitglied­
staaten .

Artikel 2

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für sämtliche Kreditinstitute .

(2 ) Sie gilt nicht für die in Artikel 2 Absatz 2 der Richt­
linie 77 / 780 /EWG aufgeführten Institute .

(3 ) Kreditinstitute , die im Sinne von Artikel 2 Absätz 4
Buchstabe a ) der Richtlinie 77 / 780 / EWG einer Zentral­
organisation im gleichen Mitgliedstaat zugeordnet sind ,
können von den Vorschriften der Artikel 4 , 10 und 12 der
vorliegenden Richtlinie ausgenommen werden ,^ sofern die
Gesamtheit , bestehend aus der Zentralorganisation und den
ihr zugeordneten Kreditinstituten — unbeschadet der
Anwendung der genannten Vorschriften auf die ZentralOr­
ganisation selbst —, diesen Vorschriften auf konsolidierter
Basis unterliegt .

Bei derartigen Ausnahmen sind die Artikel 6 und 18 bis 21
auf die aus der Zentralorganisation und den ihr zugeordneten
Instituten bestehende Gesamtheit anzuwenden .

Artikel 5

Die zuständigen Behörden erteilen die Zulassung für die
Aufnahme der Tätigkeit eines Kreditinstituts nur , wenn
ihnen die Identität und der Beteiligungsbetrag der direkten
oder indirekten Aktionäre oder Gesellschafter , die als juri­
stische oder natürliche Personen eine qualifizierte Beteiligung
an dem Kreditinstitut halten, mitgeteilt wurden .

Die zuständigen Behörden verweigern die Zulassung, wenn
sie nicht davon überzeugt sind , daß die betreffenden Aktio­
näreoder Gesellschafter den im Interesse der Gewährleistung
einer soliden und umsichtigen Führung des Kreditinstituts zu
stellenden Ansprüchen genügen .

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten untersagen Personen oder Gesellschaf­
ten , die keine Kreditinstitute sind , die Tätigkeit der Entge­
gennahme von Einlagen oder anderen rückzahlbaren Gel­
dern des Publikums gewerbsmäßig zu betreiben . Dieses
Verbot gilt nicht für die Entgegennahme von Einlagen oder
anderen rückzahlbaren Geldern durch einen Mitgliedstaat ,
durch Regionalregierungen oder örtliche Gebietskörper­
schaften eines Mitgliedstaats oder durch öffentliche interna­
tionale Einrichtungen , denen ein oder mehrere Mitgliedstaa­
ten angehören, sowie für die in den einzelstaatlichen und
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften ausdrücklich genann­
ten Fälle , sofern diese Tätigkeiten Regelungen und Kontrol­
len unterworfen sind, die den Schütz von Einlegern und
Anlegern bezwecken und auf diese Fälle anwendbar sind .

TITEL II

Harmonisierung der Zulassungsbedingungen

Artikel 6

( 1 ) Die Aufnahmemitgliedstaaten dürfen für Zweigstellen
von in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Kreditinsti­
tuten keine Zulassung gemäß Artikel 4 der Richtlinie
77 / 780 / EWG sowie kein Dotationskapital mehr verlangen .
Die Errichtung und Überwachung dieser Zweigstellen erfol­
gen gemäß den Artikeln 13 , 19 und 21 .

( 2 ) Bis zum Inkrafttreten der Vorschriften zur Umsetzung
von Absatz Tin innerstaatliches Recht können die Aufnah­
memitgliedstaaten als Zulassungsbedingung für Zweigstel­
len von in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kredit­
instituten für eine Anfangsdotation nicht verlangen, daß der
Betrag größer als 50 % des Anfangskapitals ist , das nach den
nationalen Vorschriften für die Zulassung eines Kreditinsti­
tuts gleicher Art verlangt wird .

( 3 ) Die Kreditinstitute sind frei in der Verwendung der
Mittel , deren Bereitstellung aufgrund der Absätze 1 und 2
nicht mehr gefordert werden kann.

Artikel 4

( 1 ) Die zuständigen Behörden erteilen keine Zulassung,
wenn das Anfangskapital weniger als 5 Millionen ECU
beträgt .

i 1 ) Siehe Seite 14 dieses Amtsblatts .
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Artikel 7

Im Fall der Zulassung eines Kreditinstituts ist eine vorherige
Konsultation der zuständigen Behörden des anderen Mit­
gliedstaats vorzusehen ,
— wenn ein Tochterunternehmen eines in einem ande­
ren Mitgliedstaat zugelassenen Kreditinstituts errichtet
wird ;

— wenn ein Tochterunternehmen des Mutterunternehmens
eines in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kre­
ditinstituts errichtet wird ;

— wenn das Kreditinstitut durch die gleichen natürlichen
oder juristischen Personen wie ein in einem anderen
Mitgliedstaat zugelassenes Kreditinstitut kontrolliert
wird .

TITEL III

Beziehungen zu. Drittländern

sowie dem Erwerb von Beteiligungen an Kreditinstituten von
Drittländern untersucht . Die Kommission übermittelt diese
Berichte dem Rat und fügt ihnen gegebenenfalls Vorschläge
bei . v

( 3 ) Stellt die Kommission im Rahmen der in Absatz 2
genannten Berichte oder aufgrund anderer Informationen
fest , daß ein Drittland Kreditinstituten der Gemeinschaft
nicht einen effektiven Marktzugang gestattet , der demjeni­
gen vergleichbar ist , den die Gemeinschaft den Kreditinsti­
tuten dieses Drittlandes gewährt , so kann die Kommission
dem Rat Vorschläge unterbreiten , um ein geeignetes Man­
dat für Verhandlungen mit dem Ziel zu erhalten, für die
Kreditinstitute der Gemeinschaft vergleichbare Wettbe­
werbsmöglichkeiten zu erreichen . Der Rat beschließt hier­
über mit qualifizierter Mehrheit .

(4 ) Stellt die Kommission im Rahmen der in Absatz 2
genannten Berichte oder aufgrund anderer Informationen
fest , daß Kreditinstitute der Gemeinschaft in einem Drittland
keine Inländerbehandlung erfahren , ihnen also nicht die
gleichen Wettbewerbsmöglichkeiten geboten werden wie
inländischen Kreditinstituten , und daß die Bedingungen für
einen effektiven Marktzugang nicht gegeben sind , so kann
die Kommission Verhandlungen zur Beseitigung der Diskri­
minierung aufnehmen .

Im Fall des Unterabsatzes 1 kann nach dem Verfahren des
Artikels 22 Absatz 2 zusätzlich zur Einleitung der Verhand­
lungen jederzeit beschlossen werden, daß die zuständigen
Behörden derMitgliedstaaten ihre Entscheidungen über zum
Zeitpunkt des Beschlusses eingereichte oder künftigeAnträge
auf Zulassung und über den Erwerb von Beteiligungen
direkter oder indirekter , dem Recht des betreffenden Dritt­
landes unterliegenderMutterunternehmen beschränken oder '
aussetzen müssen . Die Laufzeit der betreffenden Maßnah­
men darf drei Monate nicht überschreiten .

Vor Ablauf dieser Frist von drei Monaten kann der Rat
anhand der Verhandlungsergebnisse aufVorschlag der Kom­
mission mit qualifizierter Mehrheit die Fortführung der
Maßnahmen beschließen .

Eine solche Beschränkung oder Aussetzung ist weder bei der
Gründung von Tochterunternehmen durch in der Gemein­
schaft ordnungsgemäß zugelassene Kreditinstitute oder ihre
Tochterunternehmen noch beim Erwerb von Beteiligungen
an einem Kreditinstitut der Gemeinschaft durch solche
Kreditinstitute oder Tochterunternehmen zulässig.

( 5 ) Trifft die Kommission eine Feststellung im Sinne des
Absatzes 3 oder 4 , so teilen die Mitgliedstaaten der Kom­
mission auf Verlangen folgendes mit:

a ) jeden Antrag auf Zulassung eines direkten oder indirek­
ten Tochterunternehmens mit mindestens einem Mut­
terunternehmen , das dem Recht des betreffenden Dritt­
landes unterliegt ;

b ) jede ihnen nach Artikel 11 gemeldete Absicht des
Erwerbs einer Beteiligung an einem Gemeinschaftskre­
ditinstitut durch ein solches Unternehmen , dessen Toch­
terunternehmen das Gemeinschaftskreditinstitut durch
den Erwerb würde .

Artikel 8

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten melden der
Kommission

a) jede Zulassung eines direkten oder indirekten Tochter­
unternehmens mit zumindest einem Mutterunterneh­
men , das dem Recht eines Drittlandes unterliegt . Die
Kommission unterrichtet hierüber jeweils den Beraten­
den Bankenausschuß;

b ) jeden Erwerb einer Beteiligung an einem Kreditinstitut
der Gemeinschaft durch ein solches Mutterunterneh­
men, durch den dieses Kreditinstitut zu einem Tochter­
unternehmen desselben wird . Die Kommission unter­
richtet hierüber jeweils den Beratenden Bankenaus­
schuß .

Wird einem direkten oder indirekten Tochterunternehmen
eines Mutterunternehmens oder mehrerer Mutterunterneh­
men, dife dem Recht eines Drittlandes unterliegen, die
Zulassung erteilt , so ist der Aufbau der Gruppe in der
Mitteilung anzugeben, die die zuständigen Behörden gemäß
Artikel 3 Absatz 7 der Richtlinie 77/780/EWG der Kom­
mission zu machen haben .

Artikel 9

( 1 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle allge­
meinen Schwierigkeiten mit, auf die ihre Kreditinstitute bei
ihrer Niederlassung oder der Ausübung von Bankgeschäften
in einem Drittland stoßen .

(2 ) Die Kommission erstellt erstmals nicht später als sechs
Monate vor dem äußersten Datum für die Umsetzung dieser
Richtlinie in innerstaatliches Recht und dann regelmäßig
einen Bericht, der die Behandlung von Gemeinschaftskredit­
instituten in Drittländern gemäß den Absätzen 3 und 4 bei
ihrer Niederlassung und der Ausübung von Bankgeschäften
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Diese Mitteilungspflicht besteht nicht mehr , sobald mit dem
in Absatz 3 oder 4 genannten Drittland ein Abkommen
geschlossen wurde bzw . wenn die in Absatz 4 Unterabsatz 2
oder 3 genannten Maßnahmen nicht mehr zur Anwendung
kommen .

( 6 ) Die nach diesem Artikel getroffenen Maßnahmen
müssen mit den Verpflichtungen der Gemeinschaft vereinbar
sein , die sich aus zwei- oder mehrseitigen internationalen
Abkommen über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkei­
ten von Kreditinstituten ergeben .

institut eine qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt
zu halten , zuvor die zuständigen Behörden unterrichtet und
den Betrag dieser Beteiligung mitteilt . Jede natürliche oder
juristische Person hat die zuständigen Behörden ebenfalls zu
unterrichten , wenn sie beabsichtigt , den Betrag ihrer quali­
fizierten Beteiligung derart zu erhöhen, daß die Schwellen
von 20% , 33% oder 50% der Stimmrechte oder des
Kapitals erreicht oder überschritten werden oder daß das
Kreditinstitut ihr Tochterunternehmen wird .

Unbeschadet des Absatzes 2 können die zuständigen Behör­
den binnen einer Frist von höchstens drei Monaten ab der in
Unterabsatz 1 vorgesehenen Unterrichtung Einspruch gegen
diese Absicht erheben, wenn sie nicht davon überzeugt sind ,
daß die in Unterabsatz 1 genannte Person den im Interesse
der Gewährleistung einer soliden und umsichtigen Führung
des Kreditinstituts zu stellenden Ansprüchen genügt . Erhe­
ben die Behörden keinen Einspruch , so können sie einen
Termin festsetzen , bis zu dem die in Unterabsatz 1 genannten
Absichten verwirklicht werden müssen .

( 2 ) Wenn es sich bei dem Erwerber der in Absatz 1
genannten Beteiligungen um ein in einem anderen Mitglied­
staat zugelassenes Kreditinstitut oder um ein Mutterunter­
nehmen eines in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen
Kreditinstituts oder um eine natürliche oder juristische
Person, die ein in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenes
Kreditinstitut kontrolliert , handelt und wenn aufgrund des
Erwerbs das Kreditinstitut , an dem der Erwerber eine
Beteiligung zu halten beabsichtigt , zu einem Tochterunter­
nehmen wird oder vom Erwerber kontrolliert wird , muß die
Bewertung des Erwerbs Gegenstand der in Artikel 7 genann­
ten vorherigen Konsultation sein .

(3 ) DieMitgliedstaaten schreiben vor , daß jede natürliche
oder juristische Person , die beabsichtigt , ihre an einem
Kreditinstitut direkt oder indirekt gehaltene qualifizierte
Beteiligung aufzugeben , zuvor die zuständigen Behörden
unterrichtet und den geplanten Betrag ihrer Beteiligung
mitteilt . Jede natürliche oder juristische Person hat die
zuständigen Behörden ebenfalls zu unterrichten , wenn sie
beabsichtigt , den Betrag ihrer qualifizierten Beteiligung
derart zu senken , daß die Schwellen von 20% , 33% oder
50% der Stimmrechte oder des Kapitals unterschritten
werden oder daß das Kreditinstitut nicht mehr ihr Tochter­
unternehmen ist .

(4 ) Die Kreditinstitute unterrichten die zuständigen
Behörden über Erwerb oder Abtretung von Kapitalbeteili­
gungen , aufgrund deren ihre Beteiligung eine der in den
Absätzen 1 und 3 genannten Schwellen über- bzw. unter­
schreitet, sobald sie von dem Erwerb oder der Abtretung
Kenntnis erhalten .

Ferner unterrichten sie die Behörden mindestens einmal
jährlich über die Identität der Aktionäre oder Gesellschafter,
die qualifizierte Beteiligungen halten, sowie über deren
Betrag, wie er sich insbesondere aus den anläßlich der
jährlichen Hauptversammlung der Aktionäre oder Gesell­
schafter getroffenen Feststellungen oder aus den im Rahmen
der Pflichten der börsennotierten Gesellschaften erhaltenen
Informationen ergibt .

( 5 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß, falls der
durch die in Absatz 1 genannten Personen ausgeübte Einfluß

TITEL IV

Harmonisierung der Bedingungen für die Ausübung
der Tätigkeit

Artikel 10

( 1 ) Die Eigenmittel eines Kreditinstituts dürfen das bei
seiner Zulassung gemäß Artikel 4 geforderte Anfangskapital
nicht unterschreiten .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können beschließen , daß die
Kreditinstitute, die zum Zeitpunkt der Umsetzung dieser
Richtlinie in innerstaatliches Recht bereits bestehen , deren
Eigenmittel jedoch die in Artikel 4 für das Anfangskapitel
festgesetzten Beträge nicht erreichen, ihre Tätigkeiten wei­
terhin ausüben können . In diesem Fäll dürfen die Eigenmittel
nicht unter den ab dem Zeitpunkt der Bekanntgabe dieser
Richtlinie erreichten Höchstbetrag absinken .

( 3 ) Wehn die Kontrolle über ein Kreditinstitut , welches
unter die in Absatz 2 genannte Gruppe fällt , von einer
anderen natürlichen oder juristischen Person als derjenigen
übernommen wird , welche zuvor die Kontrolle über das
Kreditinstitut ausübte , so müssen die Eigenmittel dieses
Kreditinstituts mindestens den in Artikel 4 für das Anfangs­
kapital vorgeschriebenen Betrag erreichen .

(4 ) Allerdings dürfen unter bestimmten besonderen
Umständen und mit Einverständnis der zuständigen Behör­
den bei einem Zusammenschluß von zwei oder mehreren
Kreditinstituten, die unter die in Absatz 2 genannte Gruppe
fallen , die Eigenmittel des aus dem Zusammenschluß hervor­
gehenden Instituts so lange nicht unter den zum Zeitpunkt
des Zusammenschlusses vorhandenen Gesamtbetrag der
Eigenmittel der zusammengeschlossenen Institute absinken ,
wie die in Artikel 4 geforderten Beträge nicht erreicht worden
sind .

(5 ) Sofern die Eigenmittel jedoch in den in den Absätzen
1 , 2 und 4 genannten Fällen abnehmen sollten , können die
zuständigen Behörden , sofern es die Umstände rechtfertigen ,
eine begrenzte Frist einräumen , damit das betreffende Kre­
ditinstitut seine Lage mit den geltenden Vorschriften in
Einklang bringen oder seine Tätigkeit einstellen kann .

Artikel 11

( 1 ) DieMitgliedstaaten schreiben vor , daß jede natürliche
oder juristische Person, die beabsichtigt , an einem Kredit­
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sich zum Schaden einer umsichtigen und soliden Geschäfts­
führung des Instituts auswirken könnte , die zuständigen
Behörden die erforderlichen Maßnahmen ergreifen , um
diesen Zustand zu beenden . Diese Maßnahmen können vor
allem einstweilige Verfügungen , Sanktionen für die Instituts­
leiter oder die Suspendierung des Stimmrechts für Aktien
oder Anteile , die von den betreffenden Aktionären oder
Gesellschaftern gehalten werden , umfassen .

Ähnliche Maßnahmen gelten für natürliche oder juristische
Personen, die ihren in Absatz 1 festgelegten Verpflichtungen
zur vorherigen Unterrichtung nicht nachkommen. Für den
Fallj daß eine Beteiligung trotz Einspruchs der zuständigen
Behörden erworben wurde , sehen die Mitgliedstaaten unbe­
schadet der von ihnen zu verhängenden Sanktionen vor , daß
die entsprechenden Stimmrechte ausgesetzt werden oder daß
die Stimmrechtsausübung ungültig ist oder für nichtig erklärt
werden kann.

den jedoch , daß das Kreditinstitut seine Eigenmittel erhöht
oder andere Maßnahmen mit gleicher Wirkung ergreift .

( 6 ) Die Einhaltung der in den Absätzen 1 und 2 festge­
legten Grenzen unterliegt einer Beaufsichtigung und Kontrol­
le auf konsolidierter Basis gemäß der Richtlinie 83 / 350 /
EWG.

(7 ) Die Kreditinstitute , die zum Zeitpunkt des Inkrafttre­
tens der Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie in
innerstaatliches Recht die in den Absätzen 1 und 2 festgeleg­
ten Grenzen überschreiten , kommen diesen Vorschriften
innerhalb einer Frist von zehn Jahren ab diesem Zeitpunkt
nach .

( 8 ) Die Mitgliedstaaten können vorsehen , daß die zustän­
digen Behörden die in den Absätzen 1 und 2 festgelegten
Grenzen nicht anwenden, wenn sie vorsehen, daß die über
die genannten Grenzen hinausgehenden qualifizierten Betei­
ligungen durch Eigenmittel zu 100 % abgedeckt sein müssen
und diese Eigenmittel für die Berechnung des Solvabilitäts­
koeffizienten nicht berücksichtigt werden . Werden die in den
Absätzen 1 und 2 genannten Sätze beide überschritten , so ist
der höhere Betrag der die beiden Sätze überschreitenden
Beteiligungen durch Eigenmittel abzudecken .

Artikel 13

( 1 ) Die Bankenaufsicht über ein Kreditinstitut einschließ­
lich der Tätigkeiten , die es gemäß Artikel 18 ausübt , obliegt
den zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats ; die
Bestimmungen dieser Richtlinie , die eine Zuständigkeit der
Behörde des Aufnahmemitgliedstaats vorsehen , bleiben hier­
von unberührt .

( 2 ) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats verlangen, daß jedes Kreditinstitut über eine ordnungs­
gemäße Verwaltung und Buchhaltung sowie über angemes­
sene interne Kontrollverfahren verfügt .

( 3 ) Die Absätze 1 und 2 stehen der Aufsicht auf konsoli­
dierter Basis gemäß der Richtlinie 83 / 350 /EWG nicht
entgegen.

Artikel 12

( 1 ) Ein Kreditinstitut darf an einem Unternehmen , das
weder ein Kreditinstitut noch ein Finanzinstitut ist noch ein
Unternehmen , dessen Tätigkeit in Artikel 43 Absatz 2
Buchstabe f) der Richtlinie 86 / 635 /EWG genannt ist , keine
qualifizierte Beteiligung halten , deren Betrag 15% seiner
Eigenmittel überschreitet .

(2 ) Der Gesamtbetrag der qualifizierten Beteiligungen an
anderen Unternehmen als Kreditinstituten, Finanzinstituten
oder Unternehmen, deren Tätigkeit in Artikel 43 Absatz 2
Buchstabe f) der Richtlinie 86 / 635 /EWG genannt ist , darf
60 % der Eigenmittel des Kreditinstituts nicht überschrei­
ten .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten brauchen die in den Absätzen 1
und 2vorgesehenen Beschränkungen nicht auf Beteiligungen
an Versicherungsunternehmen im Sinne der Richtlinie 73 /
239 / EWG des Rates ( V), zuletzt geändert durch die Richtli­
nie 88 / 357/EWG ( 2 ), und der Richtlinie 79 / 267 /EWG des
Rates ( 3 ), zuletzt geändert durch die Beitrittsakte von 1985 ,
anzuwenden.

(4 ) Die Aktien oder Anteile , die sich nur vorübergehend
für eine finanzielle Stützungsaktion zur Sanierung oder
Rettung eines Unternehmens oder aber aufgrund einer
Plazierungsverpflichtung für die Wertpapiere während der
normalen Dauer einer derartigen Verpflichtung oder aber im
eigenen Namen , aber für fremde Rechnung im Besitz des
Kreditinstituts befinden, werden für die Berechnung der in
den Absätzen 1 und 2 festgelegten Grenzen nicht in die
qualifizierten Beteiligungen einbezogen . Aktien oder Anteile ,
die nicht den Charakter von Finanzanlagen im Sinne von
Artikel 35 Absatz 2 der Richtlinie 86 / 635 /EWG haben , sind
nicht einzubeziehen .

( 5 ) Die in den Absätzen 1 und 2 festgelegten Grenzen
dürfen nur unter außerordentlichen Umständen überschrit­
ten werden . In diesem Fall verlangen die zuständigen Behör­

Artikel 14

( 1 ) In Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 77 /780 /EWG
erhält das Ende des zweiten Satzes nach dem Wort „Zulas­
sung" folgende Fassung: „erleichtern können , sowie alle
Informationen, die geeignet sind , die Aufsicht über diese
Institute * insbesondere in bezug auf Liquidität , Solvenz ,
Einlagensicherheit und Begrenzung von Großkrediten, ver­
waltungsmäßige und buchhalterische Organisation und
interne Kontrolle , zu erleichtern."

( 2 ) Bis zur weiteren Koordinierung bleibt der Aufnahme­
mitgliedstaat in Zusammenarbeit mit der zuständigen Be­
hörde des Herkunftsmitgliedstaats mit der Überwachung der
Liquidität der Zweigniederlassung eines Kreditinstituts
beauftragt . Unbeschadet der für die Stärkung des europä­
ischen Währungssystems erforderlichen Maßnahmen behält
der Aufnahmemitgliedstaat die volle Zuständigkeit für die

(') ABl . Nr . L 228 vom 16 . 8 . 1973 , S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr. L 172 vom 4. 7 . 1988 , S. 1 .
( 3 ) ABl . Nr. L 63 vom 13 . 3 . 1979 , S. 1 .
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Maßnahmen zur Durchführung seiner Währungspolitik .
Diese Maßnahmen dürfen keine diskriminierende oder
restriktive Behandlung aufgrund der Zulassung des Kredit­
instituts in einem anderen Mitgliedstaat enthalten .

(3 ) Unbeschadet der weiteren Koordinierung der Maß­
nahmen zur Kontrolle der Risiken aufgrund offener Markt­
positionen arbeiten , wenn sich diese Risiken aus Geschäften
auf Finanzmärkten anderer Mitgliedstaaten ergeben , die
zuständigen Behörden dieser Mitgliedstaaten mit den zustän­
digen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats zusammen ,
damit die betreffenden Institute Maßnahmen zur Deckung
der genannten Risiken ergreifen .

Artikel 15

( 1 ) Die Aufnahmemitgliedstaaten sehen vor , daß im Falle
eines in einem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Kreditin­
stituts , das seine Tätigkeit über eine Zweigniederlassung
ausübt , die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglieds­
staats — nach vorheriger Unterrichtung der zuständigen
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats — selbst oder durch
ihre Beauftragten die Prüfung der in Artikel 7 Absatz 1 der
Richtlinie 77 / 780 /EWG genannten Informationen vor Ort
vornehmen können .

(2 ) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitglied­
staats können für die Prüfung der Zweigniederlassungen
auch auf eines der anderen in Artikel 5 Absatz 4 der
Richtlinie 83 / 350/EWG vorgesehenen Verfahren zurück­
greifen .

(3 ) Der vorliegende Artikel berührt nicht das Recht der
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats , in Aus­
übung der ihnen aufgrund dieser Richtlinie obliegenden
Aufgaben vor Ort Prüfungen von in ihrem Hoheitsgebiet
errichteten Zweigniederlassungen vorzunehmen .

Kreditinstituts beteiligt sind , in zivilgerichtlichen Verfah­
ren weitergegeben werden .

( 2 ) Absatz 1 steht dem Informationsaustausch der
zuständigen Behörden der einzelnen Mitgliedstaaten
gemäß den für die Kreditinstitute geltenden Richtlinien
nicht entgegen . Die Informationen fallen unter das
Berufsgeheimnis gemäß Absatz 1 .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten können mit den zuständigen
Behörden von Drittländern Kooperationsvereinbarun­
gen, die den Austausch von Informationen vorsehen , nur
insoweit treffen , wie hinsichtlich der mitgeteilten Infor­
mationen der Schutz des Berufsgeheimnisses mindestens
ebenso gewährleistet ist wie nach dem vorliegenden
Artikel .

(4 ) Die zuständige Behörde , die aufgrund der Ab­
sätze 1 und 2 vertrauliche Informationen erhält , darf
diese im Rahmen der Durchführung ihrer Aufgaben nur
für folgende Zwecke verwenden :
— zur Prüfung der Zulassungsbedingungen für Kreditin­
stitute und zur leichteren Überwachung der Bedin­
gungen der Tätigkeitsausübung auf der Basis des
einzelnen Instituts und auf konsolidierter Basis , ins­
besondere hinsichtlich der Liquidität , der Solvenz , der
Großkredite , der verwaltungsmäßigen und buchhal­
terischen Organisation und der internen Kontrolle ,
oder

— zur Verhängung von Sanktionen oder
— im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens über die
Anfechtung einer Entscheidung der zuständigen
Behörde oder

— im Rahmen von Gerichtsverfahren , die aufgrund von
Artikel 15 oder aufgrund besonderer Bestimmungen,
die in den auf dem Gebiet der Kreditinstitute erlasse­
nen Richtlinien vorgesehen sind , eingeleitet werden .

(5 ) Die Absätze 1 und 4 stehen einem Informations­
austausch der zuständigen Behörden innerhalb eines
Mitgliedstaats — wenn es dort mehrere zuständige
Behörden gibt— oder zwischen den Mitgliedstaaten nicht
entgegen , und zwar
— mit den im öffentlichen Auftrag mit der Überwachung
anderer Finanzinstitute und der Versicherungsgesell­
schaften betrauten Stellen sowie mit den mit der
Überwachung der Finanzmärkte betrauten Stellen ;

— mit den Organen , die bei der Liquidation oder dem
Konkurs von Kreditinstituten oder ähnlichen Verfah­
ren befaßt werden ;

— mit den mit der gesetzlichen Kontrolle der Rechnungs­
legung des betreffenden Kreditinstituts und der son­
stigen Finanzinstitute betrauten Personen,

damit sie den ihnen übertragenen Kontrollaufgaben
nachkommen können; des weiteren stehen diese Absätze
dem nicht entgegen, daß an die mit der Führung der
Einlagensicherungssysteme betrauten Stellen Informatio­
nen übermittelt werden , die diese zur Erfüllung ihrer
Aufgabe benötigen . Die den genannten Behörden , Stellen
und Personen übermittelten Informationen fallen unter
das Berufsgeheimnis nach Absatz 1 .

( 6 ) Dieser Artikel steht auch dem nicht entgegen , daß
eine zuständige Behörde den Zentralbanken , die nicht die

Artikel 16

Artikel 12 der Richtlinie 77 / 780/EWG erhält folgende
Fassung :

„Artikel 12

( 1 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß alle Perso­
nen, die für die zuständigen Behörden tätig sind oder
waren , sowie die von den zuständigen Behörden beauf­
tragten Wirtschaftsprüfer und Sachverständigen dem
Berufsgeheimnis unterliegen . Dieses Berufsgeheimnis hat
zum Inhalt , daß vertrauliche Informationen , die sie in
ihrer beruflichen Eigenschaft erhalten , an keine Person
oder Behörde weitergegeben werden dürfen, es sei denn,
in zusammengefaßter oder allgemeiner Form , so daß die
einzelnen Institute nicht zu erkennen sind; es gilt nicht für
Fälle , die unter das Strafrecht fallen .

In Fällen , in denen für ein Kreditinstitut durch Gerichts­
beschluß das Konkursverfahren eröffnet oder die
Zwangsabwicklung eingeleitet worden ist , können
jedoch vertrauliche Informationen , die sich nicht auf
Dritte beziehen , welche an Versuchen zur Rettung des
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individuelle Kontrolle über die Kreditinstitute ausüben ,
die Informationen übermittelt , die sie als Währungsbe­
hörden benötigen . Die in diesem Rahmen übermittelten
Informationen fallen unter das Berufsgeheimnis nach
Absatz 1 .

(7 ) Ferner können die Mitgliedstaaten ungeachtet der
Absätze 1 und 4 durch Gesetz die Weitergabe bestimmter
Informationen an andere Dienststellen ihrer Zentralbe­
hörden, die für die Rechtsvorschriften über die Überwa­
chung der Kreditinstitute , der Finanzinstitute , der Wert­
papierdienstleistungen und der Versicherungsgesellschaf­
ten zuständig sind, sowie an die von diesen Dienststellen
beauftragten Inspektoren gestatten .

Diese Informationen können jedoch nur geliefert werden,
wenn sich dies aus Gründen der Bankaufsicht als erfor­
derlich erweist .

Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß die Informatio­
nen, die sie aufgrund der Absätze 2 und 5 oder im Wege
der in Artikel 15 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 89 /
646 /EWG C 1 ) genannten Prüfungen vor Ort erlangen,
nicht Gegenstand der im vorliegenden Absatz genannten
Weitergabe sein dürfen , es sei denn , das ausdrückliche
Einverständnis der zuständigen Behörde , die die Informa­
tionen erteilt hat , oder der zuständigen Behörde des
Mitgliedstaats , in dem die Überprüfung vor Ort durch­
geführt worden ist , liegt vor .

f 1 ) ABl . Nr. L 386 vom 30 . 12 . 1989 , S. 1 .

Zweigstelle als auch im Wege des Dienstleistungsverkehrs
von jedem Finanzinstitut eines anderen Mitgliedstaats aus­
geübt werden können , das ein Tochterunternehmen eines
Kreditinstituts oder ein gemeinsames Tochterunternehmen
mehrerer Kreditinstitute ist , dessen Satzung die Ausübung
dieser Tätigkeiten gestattet und das alle nachfolgenden
Voraussetzungen erfüllt :

— Das (die) Mutterunternehmen ist ( sind) in dem Mitglied­
staat , dessen Recht auf das Tochterunternehmen Anwen­
dung findet , als Kreditinstitut zugelassen;

— die betreffenden Tätigkeiten werden tatsächlich im
Hoheitsgebiet desselben Mitgliedstaats ausgeübt ;

— das (die ) Mutterunternehmen hält (halten) mindestens
90% der mit den Anteilen oder Aktien des Tochterun­
ternehmens verbundenen Stimmrechte ;

— die Muttergesellschaft(en) muß (müssen) gegenüber den
zuständigen Behörden die umsichtige Geschäftsführung
der Tochtergesellschaft glaubhaft machen und sich mit
Zustimmung der zuständigen Behörden ihres Herkunfts­
mitgliedstaats gesamtschuldnerisch für die von der Toch­
tergesellschaft eingegangenen Verpflichtungen verbür­
gen;

— das Tochterunternehmen ist insbesondere für die in Frage
kommenden Tätigkeiten tatsächlich in die dem (den)
Mutterunternehmen auferlegte Beaufsichtigung auf kon­
solidierter Basis gemäß der Richtlinie 83 / 350 /EWG
einbezogen, und zwar insbesondere hinsichtlich des
Solvabilitätskoeffizienten , der Kontrolle der Großkredite
und der in Artikel 12 der vorliegenden Richtlinie vorge­
sehenen Begrenzung der Beteiligungen .

Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats prü­
fen , ob diese Voraussetzungen erfüllt sind ; in diesem Fall
stellen sie dem Tochterunternehmen eine Bescheinigung aus ,
welche der Mitteilung gemäß den Artikeln 19 und 20
beizufügen ist .

Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
gewährleisten die Aufsicht über das Tochterunternehmen
gemäß Artikel 10 Absatz 1 , den Artikeln 11 und 13 , Arti­
kel 14 Absatz 1 und den Artikeln 15 und 17 dieser Richtlinie
sowie gemäß Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 12 der Richtlinie
77 /780 /EWG.

Die in diesem Absatz genannten Bestimmungen finden auf
die Tochterunternehmen entsprechende Anwendung. Insbe­
sondere ist der Begriff „Kreditinstitut" durch „Finanzinstitut,
das den in Artikel 18 Absatz 2 genannten Bedingungen
entspricht" und der Begriff „Zulassung" durch „Satzung" zu
ersetzen .

Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 2 erhält folgende Fas­
sung:

„Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
teilt ebenfalls die Höhe der Eigenmittel des Tochter­
finanzinstituts und die Höhe des konsolidierten Solvabi­
litätskoeffizienten von dessen Mutterkreditinstitut
mit ."

Wenn das durch diesen Absatz begünstigte Finanzinstitut
eine der festgelegten Voraussetzungen nicht mehr erfüllt ,

Artikel 1 7

Unbeschadet des Verfahrens zum Entzug der Zulassung und
der strafrechtlichen Bestimmungen sehen dieMitgliedstaaten
vor , daß ihre zuständigen Behörden bei Verstößen gegen die
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften auf dem Gebiet der
Kontrolle oder der Ausübung der Tätigkeit gegen die Kre­
ditinstitute oder ihre verantwortlichen Geschäftsführer
Sanktionen verhängen oder Maßnahmen ergreifen können,
damit die festgestellten Verstöße abgestellt oder ihre Ursa­
chen beseitigt werden .

TITEL V

Bestimmungen über die freie Niederlassung und den freien
Dienstleistungsverkehr

Artikel 1 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten sehen vor , daß die in der Liste im
Anhang aufgeführten Tätigkeiten in ihrem Hoheitsgebiet
gemäß den Artikeln 19 , 20 und 21 sowohl über eine
Zweigstelle als auch im Wege des Dienstleistungsverkehrs
von jedem Kreditinstitut ausgeübt werden können, das durch
die zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats
gemäß dieser Richtlinie zugelassen ist und kontrolliert wird ,
soweit die betreffenden Tätigkeiten durch die Zulassung
abgedeckt sind .

(2 ) Die Mitgliedstaaten sehen ferner vor, daß die in der
Liste im Anhang aufgeführten Tätigkeiten in ihrem Hoheits­
gebiet gemäß den Artikeln 19 , 20 und 21 sowohl über eine



Nr . L 386 / 10 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 30 . 12 . 89

setzt der Herkunftsmitgliedstaat die zuständige Behörde des
Aufnahmemitgliedstaats hiervon in Kenntnis und fällt die
Tätigkeit des betreffenden Instituts in dem Aufnahmemit­
gliedstaat unter die Rechtsvorschriften dieses Staates .

rung— nach Ablauf der in Absatz 4 genannten Frist kann die
Zweigstelle errichtet werden und ihre Tätigkeiten aufneh­
men .

( 6 ) Im Falle einer Änderung des Inhalts von gemäß
Absatz 2 Buchstaben b ), c) und d) übermittelten Angaben
oder der in Absatz 3 genannten Einlagensicherungssysteme
teilt das Kreditinstitut den zuständigen Behörden im Her­
kunfts- und im Aufnahmemitgliedstaat die betreffende Ände­
rung mindestens einen Monat vor deren Durchführung
schriftlich mit , damit sich die zuständige Behörde des
Herkunftsmitgliedstaats gemäß Absatz 3 und die zuständige
Behörde des Aufnahmemitgliedstaats gemäß Absatz 4 zu
dieser Änderung äußern können.

Artikel 20

( 1 ) Jedes Kreditinstitut , das seine Tätigkeiten erstmals im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats im Rahmen des
freien Dienstleistungsverkehrs ausüben möchte , teilt der
zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats diejenigen
in der Liste im Anhang aufgeführten Tätigkeiten mit , die es
ausüben möchte .

(2 ) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
bringt der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats
die Mitteilung nach Absatz 1 innerhalb eines Monats nach
deren Eingang zur Kenntnis .

Artikel 19

( 1 ) Jedes Kreditinstitut , das eine Zweigstelle im Hoheits­
gebiet eines anderen Mitgliedstaats errichten möchte , teilt
dies der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats
mit .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten schreiben vor , daß ein Kredit­
institut , das eine Zweigstelle in einem anderen Mitgliedstaat
errichten möchte , zusammen mit der Mitteilung gemäß
Absatz 1 folgendes anzugeben hat:

a ) denMitgliedstaat , in dessen Hoheitsgebiet es eine Zweig­
stelle errichten möchte ;

b ) einen Geschäftsplan , in dem insbesondere die Art der
vorgesehenen Geschäfte und die Organisationsstruktur
der Zweigstelle angegeben sind ;

c) die Anschrift ^ unter der die Unterlagen des Kreditinsti­
tuts im Aufnahmemitgliedstaat angefordert werden kön­
nen;

d ) die Namen der verantwortlichen Geschäftsführer der
Zweigstelle .

( 3 ) Sofern die zuständige Behörde des Herkunftsmitglied­
staats in Anbetracht des betreffenden Vorhabens keinen
Grund hat , die Angemessenheit der Verwaltungsstrukturen
und der Finanzlage des betreffenden Kreditinstituts anzu­
zweifeln , übermittelt sie die Angaben gemäß Absatz 2 inner­
halb von drei Monaten nach Eingang sämtlicher Angaben
der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats und
teilt dies dem betreffenden Institut mit .

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats teilt
ebenfalls die Höhe der Eigenmittel und des Solvabilitätskoef­
fizienten des Kreditinstituts und bis zu einer späteren Koor­
dinierung nähere Angaben zu jedem Einlagensicherungssy­
stem mit, mit dem der Schutz der Einleger der Zweigstelle
gewährleistet werden soll .

Verweigert die zuständige Behörde des Herkunftsmitglied­
staats die Übermittlung der in Absatz 2 genannten Angaben
an die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats , so
nennt sie dem betroffenen Institut innerhalb von drei Mona­
ten nach Eingang sämtlicher Angaben die Gründe dafür . Bei
einer solchen Weigerung oder bei Nichtäußerung können die
Gerichte des Herkunftsmitgliedstaats angerufen werden .

(4 ) Bevor die Zweigstelle des Kreditinstituts ihre Tätig­
keiten aufnimmt , verfügt die zuständige Behörde des Auf­
nahmemitgliedstaats über einen Zeitraum von zweiMonaten
nach Eingang der in Absatz 3 genannten Mitteilung zur
Vorbereitung der Beaufsichtigung des Kreditinstituts gemäß
Artikel 21 und gegebenenfalls zur Angabe der Bedingungen ,
die für die Ausübung dieser Tätigkeiten im Aufnahmemit­
gliedstaat aus Gründen des Allgemeininteresses gelten .

( 5 ) Nach Eingang einer Mitteilung der zuständigen
Behörde des Aufnahmemitgliedstaats oder — bei Nichtäuße­

Artikel 21

(1 ) Die Aufnahmemitgliedstaaten können für statistische
Zwecke verlangen , daß jedes Kreditinstitut mit einer Zweig­
stelle in ihrem Hoheitsgebiet den zuständigen Behörden des
Aufnahmemitgliedstaats in regelmäßigen Abständen einen
Bericht über die in ihrem Hoheitsgebiet getätigten Geschäfte
erstattet .

Die Aufnahmemitgliedstaaten können zwecks Ausübung der
ihnen gemäß Artikel 14 Absätze 2 und 3 obliegenden Pflich­
ten von den Zweigstellen von Kreditinstituten aus anderen
Mitgliedstaaten die gleichen Informationen wie von den
nationalen Kreditinstituten verlangen .

(2 ) Stellen die zuständigen Behörden des Aufnahmemit­
gliedstaats fest , daß ein Institut , das eine Zweigstelle in ihrem
Hoheitsgebiet hat oder dort Dienstleistungen erbringt , die
Rechtsvorschriften nicht beachtet , die in Anwendung der
eine Zuständigkeit der Behörden des Aufnahmemitglied­
staats beinhaltenden Bestimmungen dieser Richtlinie von
diesem Staat erlassen wurden , so fordern die Behörden das
betreffende Institut auf, die vorschriftswidrige Situation zu
beenden .

( 3 ) Kommt das Institut der Aufforderung nicht nach , so
setzen die zuständigen Behörden des Aufnahmemitglied­
staats die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats
davon in Kenntnis . Die zuständigen Behörden des Herkunfts­
mitgliedstaats treffen unverzüglich die geeigneten Maßnah­
men , damit das betreffende Institut die vorschriftswidrige
Situation beendet . Die Art dieser Maßnahmen ist den
zuständigen Behörden des Aufnahmemitgliedstaats mitzutei­
len .
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gemäß Artikel 19 vorliegt oder Maßnahmen nach Absatz 4
getroffen worden sind . Alle zwei Jahre unterbreitet die
Kommission dem Beratenden Bankenausschuß einen Bericht
über diese Fälle .

( 11 ) Dieser Artikel hat nicht zur Folge , daß es Kreditin­
stituten mit Hauptsitz in einem anderen Mitgliedstaat unter­
sagt ist , ihre Dienstleistungen über alle verfügbaren Kommu­
nikationskanäle im Aufnahmemitgliedstaat anzubieten , vor­
behaltlich etwaiger für Form und Inhalt dieser Werbung
geltender Bestimmungen, die aus Gründen des Allgemein­
interesses gerechtfertigt sind .

(4 ) Verletzt das Institut trotz der vom Herkunftsmitglied­
staat getroffenen Maßnahmen — oder wenn sich die betref­
fenden Maßnahmen als unzureichend erweisen oder der
betreffende Staat keine Maßnahmen getroffen hat — weiter
die in Absatz 2 genannten Rchtsvorschriften des Aufnahme­
mitgliedstaats , so kann dieser nach Unterrichtung der
zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats geeignete
Maßnahmen ergreifen , um weitere Unregelmäßigkeiten zu
verhindern oder zu ahnden ; soweit erforderlich , kann er auch
die Aufnahme neuer Geschäftstätigkeiten durch dieses Insti­
tut in seinem Hoheitsgebiet untersagen . Die Mitgliedstaaten
sorgen dafür, daß die für diese Maßnahmen erforderlichen
Schriftstücke in ihrem Hoheitsgebiet den Kreditinstituten
zugestellt werden können .

( 5 ) Die vorstehenden Bestimmungen berühren nicht die
Befugnis der Mitgliedstaaten, geeignete Maßnahmen zu
ergreifen , um Unregelmäßigkeiten in ihrem Gebiet zu ver­
hindern oder zu ahnden , die den gesetzlichen Bestimmungen
zuwiderlaufen, die sie aus Gründen des Allgemeininteresses
erlassen haben . Dies umfaßt auch die Möglichkeit , einem
Kreditinstitut die Aufnahme neuer Geschäftstätigkeiten in
ihrem Hoheitsgebiet zu untersagen .

( 6 ) Jede Maßnahme gemäß den Absätzen 4 und 5 , die
Sanktionen und Einschränkungen des Dienstleistungsver­
kehrs enthält , ist ordnungsgemäß zu begründen und dem
betreffenden Institut mitzuteilen . Gegen jede dieser Maßnah­
men können die Gerichte des Mitgliedstaats angerufen
werden , von dem sie ergriffen wurde .

(7 ) In dringenden Fällen können die zuständigen Behör­
den des Aufnahmemitgliedstaats vor der Einleitung des in
den Absätzen 2 , 3 und 4 vorgesehenen Verfahrens die
Sicherungsmaßnahmen ergreifen , die zum Schutz der Inter­
essen der Einleger , Investoren oder sonstigen Personen ,
denen Dienstleistungen erbracht werden, notwendig sind .
Die Kommission und die zuständigen Behörden der anderen
interessierten Mitgliedstaaten sind von solchen Maßnahmen
umgehend zu unterrichten .

Die Kommission kann nach Anhörung der zuständigen
Behörden der interessiertenMitgliedstaaten beschließen , daß
der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen zu ändern
oder aufzuheben hat .

( 8 ) Die Aufnahmemitgliedstaaten können in Ausübung
der ihnen kraft dieser Richtlinie übertragenen Befugnisse
geeignete Maßnahmen treffen , um Unregelmäßigkeiten in
ihrem Hoheitsgebiet zu ahnden oder zu verhindern . Dies
umfaßt die Möglichkeit , einem Kreditinstitut die Aufnahme
neuer Geschäftstätigkeiten in ihrem Hoheitsgebiet zu unter­
sagen .

(9 ) Bei Widerruf der Zulassung werden die zuständigen
Behörden des Aufnahmemitgliedstaats davon unterrichtet ;
sie treffen entsprechendeMaßnahmen , damit das betreffende
Institut nicht neue Tätigkeiten im Gebiet dieses Mitglied­
staats aufnimmt und die Interessen der Einleger gewahrt
werden . Alle zwei Jahre unterbreitet die Kommission
dem Beratenden Bankenausschuß einen Bericht über diese
Fälle .

( 10 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die
Anzahl und die Art der Fälle mit , in denen eine Weigerung

TITEL VI

Schlußbestimmungen

Artikel 22

( 1 ) Technische Anpassungen dieser Richtlinie werden für
folgende Gegenstände nach dem in Artikel 2 festgelegten
Verfahren vorgenommen :

— Erweiterung oder terminologische Anpassung der in
Artikel 1 8 genannten , im Anhang enthaltenen Liste zur
Berücksichtigung von Entwicklungen auf den Finanz­
märkten ;

— Änderung des nach Artikel 4 erforderlichen Anfangs­
kapitals zur Berücksichtigung wirtschaftlicher und wäh­
rungspolitischer Entwicklungen;

— in Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 77 /780 /EWG
aufgeführte Bereiche , in denen die zuständigen Behörden
Informationen austauschen müssen;

— Klärung der Begriffsbestimmungen zwecks einheitlicher
Anwendung dieser Richtlinie in der Gemeinschaft ;

— Klärung der Begriffsbestimmungen mit dem Ziel , bei der
Anwendung dieser Richtlinie der Entwicklung auf den
Finanzmärkten Rechnung zu tragen ;

— terminologische und sprachliche Abstimmung der
Begriffsbestimmungen mit späteren Rechtsvorschriften
über Kreditinstitute und damit zusammenhängende
Bereiche .

(2 ) Die Kommission wii'd von einem Ausschuß unter­
stützt , der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam­
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt .

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß
gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer
Frist ab , die der Vorsitzende je nach der Dringlichkeit der
betreffenden Frage festsetzen kann . Die Stellungnahme wird
mit der Mehrheit abgegeben , die in Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrages für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der
Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter
der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewo­
gen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil .
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Die Kommission erläßt die geplanten Maßnahmen, wenn sie
mit der Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen .

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellung­
nahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnah­
men. Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten von
seiner Befassung an keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen ,
es sei denn, der Rat hat sich mit einfacherMehrheit gegen die
genannten Maßnahmen ausgesprochen .

Artikel 24

( 1 ) Vorbehaltlich des Absatzes 2 setzen die Mitgliedstaa­
ten die Rechts- und Verwaltungsvorschriften , die erforder­
lich sind , um dieser Richtlinie nachzukommen, bis zum
späteren der zwei Zeitpunkte in Kraft, die zum Erlaß von
Maßnahmen vorgesehen sind, welche erforderlich sind, um
den Richtlinien 89 / 299 /EWG und 89 / 647/EWG nachzu­
kommen, und zwar spätestens zum 1 . Januar 1993 . Sie
unterrichten die Kommission unverzüglich hiervon .

(2 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Maß­
nahmen, um den Bestimmungen von Artikel 6 Absatz 2 vor
dem 1 . Januar 1990 nachzukommen .

(3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit ,
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen .

Artikel 25

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Artikel 23

( 1 ) Bei Zweigstellen , die ihre Tätigkeit gemäß den Vor­
schriften des Aufnahmemitgliedstaats bereits vor Inkraft­
treten der Vorschriften zur Umsetzung dieser Richtlinie in
innerstaatliches Recht aufgenommen haben, wird vermutet ,
daß sie Gegenstand des in Artikel 19 Absätze 1 bis 5
vorgesehenen Verfahrens waren . Mit diesem Inkrafttreten
gelten für sie die Vorschriften von Artikel 15 , Artikel 18 ,
Artikel 19 Absatz 6 und Artikel 21 . Sie kommen in den
Genuß der Vorschrift von Artikel 6 Absatz 3 .

(2 ) Artikel 20 beeinträchtigt nicht die von dem Kredit­
institut vor Inkrafttreten der Vorschriften zur Umsetzung
dieser Richtlinie in innerstaatliches Recht erworbenen Rech­
te zur Erbringung von Dienstleistungen .

Geschehen zu Brüssel am 15 . Dezember 1989 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BÉRÉGOVOY
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ANHANG

LISTE DER TÄTIGKEITEN, FÜR DIE DIE GEGENSEITIGE ANERKENNUNG GILT

1 . Entgegennahme von Einlagen und anderen rückzahlbaren Geldern.

2 . Ausleihungen (*). ,

3 . Finanzierungsleasing.

4 . Dienstleistungen zur Durchführung des Zahlungsverkehrs .

5 . Ausgabe und Verwaltung von Zahlungsmitteln (Kreditkarten , Reiseschecks und Bankschecks).

6 . Bürgschaften und Eingehung von Verpflichtungen .

7 . Handel für eigene Rechnung oder im Aufträg der Kundschaft :

a ) Geldmarktinstrumente (Schecks , Wechsel , Depositenzertifikate usw.),

b) sGeldwechselgeschäfte ,

c ) Termin- („financial futures") und Optionsgeschäfte ,

d) Wechselkurs- und Zinssatzinstrumente ,

e ) Wertpapiergeschäfte .

8 . Teilnahme an der Wertpapieremission und den diesbezüglichen Dienstleistungen.

9 . Beratung von Unternehmen über die Kapitalstruktur , die industrielle Strategie und in damit verbundenen
Fragen sowie Beratung und Dienstleistungen auf dem Gebiet der Zusammenschlüsse und Übernahme von
Unternehmen .

10 . Geldmaklergeschäfte im Interbankenmarkt .

11 . Portofolioverwaltung und -beratung .

12 . Wertpapieraufbewahrung und -Verwaltung .

13 . Handelsauskünfte .

1 4 . Schließfachverwaltungsdienste .

( 1 ) Insbesondere:
— Konsumentenkredite ,
— Hypothekendarlehen ,
— Factoring mit und ohne Rückgriff,
— Handelsfinanzierung (einschließlich Forfaitierung).
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RICHTLINIE DES RATES

vom 18 . Dezember 1989

über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute

( 89 / 647 / EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft , insbesondere auf Artikel 57
Absatz 2 Sätze 1 und 3 ,

auf Vorschlag der Kommission 0 ),

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament ( 2 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 3 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Diese Richtlinie wurde aus den Arbeiten des Beratenden
Bankenausschusses entwickelt , der gemäß Artikel 6 Absatz 4
der Richtlinie 77 / 780 / EWG des Rates vom 12 . Dezember
1977 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften über die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der
Kreditinstitute ( 4 ), zuletzt geändert durch die Richtlinie
89 / 646 / EWG ( 5 ), der Kommission jeglichen Vorschlag im
Hinblick auf die Koordinierung der in den Mitgliedstaaten
anwendbaren Koeffizienten unterbreiten kann .

Ein angemessener Solvabilitätskoeffizient spielt eine zentrale
Rolle bei der Beaufsichtigung von Kreditinstituten .

Ein Koeffizient , der die Aktiva und die außerbilanzmäßigen
Geschäfte nach dem Grad des Kreditrisikos gewichtet , ist ein
besonders geeigneter Maßstab für die Solvabilität .

Die Entwicklung gemeinsamer Standards für die ausreichen­
de Eigenkapitalausstattung im Verhältnis zu den mit einem
Kreditrisiko behafteten Aktiva und außerbilanzmäßigen
Geschäften gehört deshalb zu den wesentlichen Bereichen der
Harmonisierung, die für die Erreichung der gegenseitigen
Anerkennung der Aufsichtstechniken und daher für die
Vollendung des Binnenmarktes auf dem Gebiet des Kredit­
wesens notwendig sind .

Diese Richtlinie steht mit anderen einschlägigen Texten in
Verbindung , die ebenfalls die grundlegenden Techniken der
Bankenaufsicht harmonisieren .

Diese Richtlinie sollte auch als Ergänzung zur Richtlinie
89 / 646 /EWG gesehen werden, die den größeren Rahmen,
in den sich die vorliegende Richtlinie einfügt , darstellt , v

Auf einem gemeinsamen Bankenmarkt werden die Kreditin­
stitute in direktem Wettbewerb miteinander stehen ; durch
die Festlegung gemeinsamer Solvabilitätsstandards in Form
eines Mindestkoeffizienten werden Wettbewerbsverzerrun­
gen vermieden und das Bankensystem der Gemeinschaft
gestärkt .

Diese Richtlinie sieht unterschiedliche Gewichte für die
Garantien der verschiedenen Finanzinstitute vor . Die Kom­
mission verpflichtet sich daher zu prüfen , ob diese Richtlinie
als Ganzes eine erhebliche Verzerrung der Wettbewerbsbe­
dingungen zwischen Kreditinstituten und Versicherungsge­
sellschäften verursacht, und im Lichte dieser Prüfung zu
überlegen, ob Abhilfemaßnahmen getroffen werden müs­
sen .

Mit dem in dieser Richtlinie vorgesehenen Mindestkoeffi­
zientenwird die Eigenmittelausstattung der Kreditinstitute in
der Gemeinschaft gestärkt; der Satz von 8 % wurde aufgrund
einer statistischen Erhebung über die Anfang 1988 geltenden
Kapitalanforderungen festgelegt .

Die Bemessung und Berücksichtigung von Zins- und Wech­
selkursrisiken sowie anderer Marktrisiken ist ebenfalls von
großer Bedeutung für die Bankenaufsicht ; dementsprechend
wird die Kommission in Zusammenarbeit mit den zustän­
digen Behörden der Mitgliedstaaten sowie allen anderen
Stellen , die an dieser Zielsetzung arbeiten , die verfügbaren
Techniken weiter untersuchen ; sie wird geeignete Vorschläge
für die weitere Harmonisierung aufsichtsrechtlicher Regeln
für diese Risiken machen ; dabei wird sie ganz besonders auf
die Wechselwirkungen achten, die die verschiedenen Bank­
risiken aufeinander ausüben können , und sich folglich
besonders darum bemühen, die verschiedenen Vorschläge
aufeinander abzustimmen.

Bei den Vorschlägen über äufsichtsrechtliche Regeln für
Wertpapierdienstleistungen und die Kapitaladäquanz von in
diesem Bereich tätigen Einrichtungen wird die Kommission
darauf achten, daß bei gleichen Geschäften und gleichen
Risiken gleichwertige Eigenkapitalanforderungen gelten .

Das genaue bilanztechnische Verfahren zur Berechnung des
Solvabilitätskoeffizienten muß die Bestimmungen der Richt­
linie 86 / 635 /EWG des Rates vom 8 . Dezember 1986 über
den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß von
Banken und anderen Finanzinstituten ( 6 ) berücksichtigen ,
mit der einige Anpassungen der Richtlinie 83 / 349 / EWG des
Rates ( 7 ), geändert durch die Akte über den Beitritt Spaniens
und Portugals , vorgenommen wurden ; bis zur Umsetzung
der genannten Richtlinien in innerstaatliches Recht wird die
Verwendung eines bestimmten bilanztechnischen Verfah­

(') ABl . Nr . C 135 vom 25 . 5 . 1988 , S. 2 .
( 2 ) ABl . Nr . C 96 vom 17 . 4 . 1989 , S. 86 , und

ABl . Nr . C 304 vom 4 . 12 . 1989 .
( 3 ) ABl . Nr. C 337 vom 31 . 12 . 1988 , S. 8 .
( 4 ) ABl . Nr . L 322 vom 17 . 12 . 1977 , S. 30 . («) ABl . Nr. L 372 vom 31 . 12 . 1986 , S. 1 .

H ABl . Nr. L 193 vom 18 . 7 . 1983 , S. 18 .( 5 ) Siehe Seite 1 dieses Amtsblatts .
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nicht 10% der Summe der Aktiva und der außerbilanz­
mäßigen Geschäfte , auf keinen Fall jedoch 15% über­
schreiten darf;

— ihre Haupttätigkeit darin besteht , als Vermittler zwi­
schen der Zentralbank ihres Landes und dem Banken­
system aufzutreten ;

— die für sie zuständigen Behörden angemessene Regelun­
gen für die Überwachung und Kontrolle ihrer Kredit-,
Zins- und Marktrisiken anwenden .

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die
von ihnen gewährten Ausnahmen , um sicherzustellen , daß
sie nicht zu Wettbewerbsverzerrungen führen . Spätestens
drei Jahre nach Annahme dieser Richtlinie unterbreitet die
Kommission dem Rat einen Bericht , dem sie erforderlichen­
falls geeignete Vorschläge beifügt .

rens zur Berechnung der Solvabilitätskoeffizienten in das
Ermessen der Mitgliedstaaten gestellt .

Die Anwendung einer Gewichtung von 20 % auf die Pfand­
briefe , die ein Kreditinstitut hält , kann zu Störungen auf den
nationalen Finanzmärkten führen , auf denen diesen Finanz­
instrumenten eine entscheidende Rolle zukommt; in diesen
Fällen werden vorläufige Maßnahmen ergriffen , damit eine
Risikogewichtung von 10% zur Anwendung kommt .

Eis kann von Zeit zu Zeit erforderlich sein , technische
Änderungen an einzelnen Regelungen dieser Richtlinie vor­
zunehmen, um neuen Entwicklungen im Bankensektor Rech­
nung zu tragen . Die Kommission wird solche Änderungen
erforderlichenfalls im Rahmen der ihr nach dem Vertrag
übertragenen Durchführungsbefugnisse vornehmen, nach­
dem sie den Beratenden Bankenausschuß konsultiert hat . Der
Ausschuß wird in diesem Fall als „Regelungsausschuß" tätig
werden, so wie es in den Verfahrensregeln gemäß Artikel 2
(Verfahren III Variante b)) des Beschlusses 87 / 373 /EWG
des Rates vom 13 . Juli 1987 zur Festlegung der Modalitäten
für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durch­
führungsbefugnisse 0 ) vorgesehen ist —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Anwendungsbereich und Definitionen

Artikel 2

( 1 ) Für die Zwecke dieser Richtlinie gelten folgende
Definitionen :

— „Zuständige Behörden" sind die Behörden im Sinne des
Artikels 1 fünfter Gedankenstrich der Richtlinie 83 /
350 /EWG .

— „Zone A" bezeichnet alle Mitgliedstaaten und alle ande­
ren Vollmitgliedstaaten der Organisation für wirtschaft­
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) sowie
die Länder , die mit dem Internationalen Währungsfonds
(IWF) besondere Kreditabkommen im Zusammenhang
mit dessen Allgemeinen Kreditvereinbarungen (AKV)
getroffen haben .

— „Zone B" bezeichnet alle übrigen Länder .

— „Kreditinstitute der ZoneA" sind alle gemäßArtikel 3 der
Richtlinie 77 /780 / EWG in den Mitgliedstaaten zugelas­
senen Kreditinstitute einschließlich ihrer Zweigstellen in
Drittländern sowie alle unter die Definition nach Arti­
kel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 77/780 /EWG
fallenden privaten und öffentlichen Unternehmen , die in
anderen Ländern der Zone A zugelassen sind , einschließ­
lich ihrer Zweigstellen .

— „Kreditinstitute der Zone B" sind alle privaten und
öffentlichen Unternehmen, die außerhalb der Zone A
zugelassen sind und der Definition in Artikel 1 erster
Gedankenstrich der Richtlinie 77/780 /EWG genügen,
einschließlich ihrer Zweigstellen in der Gemeinschaft .

— Der „Nichtbankensektor" umfaßt alle Kreditnehmer
außer den unter dem vierten und fünften Gedankenstrich
definierten Kreditinstituten , den Zentralbanken , den
Zentralregierungen , den Regionalregierungen , den örtli­
chen Gebietskörperschaften , den Europäischen Gemein­
schaften , der Europäischen Investitionsbank und den
multilateralen Entwicklungsbanken im Sinne des siebten
Gedankenstrichs .

— Als „multilaterale Entwicklungsbanken" gelten die Inter­
nationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung und
die Internationale Finanz-Corporation , die Interamerika­
nische Entwicklungsbank , die Asiatische Entwicklungs­

Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie gilt für Kreditinstitute im Sinne des
Artikels 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 77 / 780 /
EWG.

( 2 ) Unbeschadet des Absatzes 1 brauchen die Mitglied­
Staaten diese Richtlinie nicht auf Kreditinstitute anzuwen­
den , die in Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 77 / 780 /EWG
aufgeführt sind .

( 3 ) Kreditinstitute , die , wie in Artikel 2 Absatz 4 Buch­
stabe a ) der Richtlinie 77/780 /EWG beschrieben, einer
Zentralorganisation im gleichen Mitgliedstaat angeschlossen
sind , können von dieser Richtlinie ausgenommen werden,
vorausgesetzt , daß alle angeschlossenen Institute und die
Zentralorganisation in Übereinstimmung mit der vorliegen­
den Richtlinie im konsolidierten Solvabilitätskoeffizienten
enthalten sind .

(4 ) Bis zu einer weiteren Harmonisierung der Aufsichts­
regeln für die Kredit-, Zins- und Marktrisiken können die
Mitgliedstaaten Kreditinstitute , die auf den Interbanken-
markt und den Markt für öffentliche Anleihen spezialisiert
sind und deren institutionelle Rolle darin besteht , in Zusam­
menarbeit mit der Zentralbank die Liquidität des Banken­
sektors zu steuern , ausnahmsweise vom Anwendungsbereich
dieser Richtlinie ausschließen , sofern

— die Summe ihrer Aktiva und außerbilanzmäßigen
Geschäfte , die gemäß Artikel 6 mit 50% bzw . 100%
gewichtet werden, vor der Gewichtung normalerweise

(M ABl . Nr . L 197 vom 18 . 7 . 1987 , S. 33 .
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bank, die Afrikanische Entwicklungsbank , der Wieder­
eingliederungsfonds des Europarates , die „Nordic Invest­
ment Bank" und die Karibische Entwicklungsbank .

— Außerbilanzmäßige Geschäfte mit „hohem Risiko",
„mittlerem Risiko", „mittlerem/niedrigem Risko" und
„niedrigem Risko" werden in Artikel 6 Absatz 2 beschrie­
ben und in Anhang I aufgeführt .

( 2 ) Zur Anwendung von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b)
können die zuständigen Behörden zu den „Regionalregierun­
gen und örtlichen Gebietskörperschaften" Verwaltungsein­
richtungen , die keine Erwerbszwecke verfolgen und Regio­
nalregierungen oder örtlichen Gebietskörperschaften unter­
stehen , sowie Unternehmen ohne Erwerbscharakter im
Besitz von Zentralregierungen, Regionalregierungen, örtli­
chen Gebietskörperschaften oder von Stellen zählen , die nach
Ansicht der zuständigen Behörden die gleichen Aufgaben
wahrnehmen wie Regionalregierungen und örtliche Gebiets­
körperschaften .

erteilt haben und es beaufsichtigen , damit diese gemäß dieser
Richtlinie die Beaufsichtigung des Tochterunternehmens
übernehmen . Die Kommission muß über solche Vereinba­
rungen und deren Inhalt unterrichtet werden . Sie gibt diese
Information an die übrigen Behörden und den Beratenden
Bankenausschuß weiter .

(7 ) Unbeschadet der Verpflichtung der Kreditinstitute zur
Einhaltung der Absätze 2 bis 6 sorgen die zuständigen
Behörden dafür, daß die Koeffizienten mindestens zweimal
pro Jahr errechnet werden , und zwar entweder vom Kredit­
institut selbst , das die Ergebnisse und alle benötigten Einzel­
daten den zuständigen Behörden zuleitet, oder von den
zuständigen Behörden unter Verwendung des von den
Kreditinstituten gelieferten Zahlenmaterials .

( 8 ) Die Bewertung der Aktiva und der außerbilanzmäßi­
gen Geschäfte wird gemäß der Richtlinie 86 / 635 / EWG
vorgenommen . Bis zu deren Umsetzung in innerstaatliches
Recht bleibt die Bewertung in das Ermessen der Mitglied­
staaten gestellt .

Artikel 4

Eigenmittel: der Zähler

Die Eigenmittel im Sinne der Richtlinie 89 / 299 / EWG (*)
bilden den Zähler des Solvabilitätskoeffizienten .

Artikel 3

Allgemeine Grundsätze

( 1 ) Der in den Absätzen 2 bis 7 genannte Solvabilitäts­
koeffizient setzt die Eigenmittel gemäß Artikel 4 zu den
risikogewichtigen Aktiva und außerbilanzmäßigen Geschäf­
ten gemäß Artikel 5 ins Verhältnis .

( 2 ) Der Solvabilitätskoeffizient von Kreditinstituten, die
weder Mutterunternehmen im Sinne von Artikel 1 der
Richtlinie 83 / 349 / EWG noch Tochterunternehmen dieser
Unternehmen sind , wird auf individueller Basis berechnet .

(3 ) Der Solvabilitätskoeffizient von Mutterkreditinstitu­
ten wird nach den in dieser Richtlinie sowie den Richtlinien
83 / 350 /EWG und 86 / 635 /EWG festgelegten Methoden
auf konsolidierter Basis berechnet .

(4 ) Die Behörden , die für die Zulassung und die Beauf­
sichtigung des Mutterkreditinstituts zuständig sind , können
ferner die Berechnung eines unterkonsolidierten oder nicht­
konsolidierten Koeffizienten für dieses Unternehmen sowie
jedes seiner Tochterunternehmen vorschreiben, dessen
Zulassung und Beaufsichtigung in ihre Zuständigkeit fällt .
Wenn eine solche Kontrolle der angemessenen Kapitalauftei­
lung innerhalb der Bankengruppe nicht durchgeführt wird ,
müssen zu diesem Zweck andere Maßnahmen ergriffen
werden .

(5 ) Für den Fall , daß ein Tochterunternehmen eines
Mutterunternehmens die Zulassung erhalten hat und sich in
einem anderen Mitgliedstaat befindet, verlangen die zustän­
digen Behörden , die diese Zulassung erteilt haben , die
Berechnung eines unterkonsolidierten oder nichtkonsolidier­
ten Koeffizienten .

( 6 ) Ungeachtet der Anforderungen des Absatzes 5 können
die für die Zulassung des Tochterunternehmens eines Mut­
terinstituts in einem anderen Mitgliedstaat zuständigen
Behörden ihre Befugnis zur Überwachung der Solvabilität im
Wege einer bilateralen Vereinbarung den zuständigen Behör­
den übertragen , die dem Mutterunternehmen die Zulassung

Artikel 5

Risikogewichtete Aktiva und außerbilanzmäßige Geschäfte :
der Nenner

( 1 ) Den Aktiva werden gemäß den Artikeln 6 und 7 sowie
in Ausnahmefällen gemäß den Artikeln 8 und 1 1 Kreditrisi­
kograde zugeordnet , die als prozentuale Gewichte ausge­
drückt sind . Der Bilanzwert der einzelnen Aktivposten wird
dann mit dem jeweiligen Gewicht multipliziert , woraus sich
ein risikogewichteter Wert ergibt .

(2 ) Im Fall der in Anhang I genannten außerbilanzmäßi­
gen Geschäfte wird das Risikogewicht in zwei Stufen berech­
net , die in Artikel 6 Absatz 2 wiedergegeben sind .

( 3 ) Im Fall der in Artikel 6 Absatz 3 genannten außerbi­
lanzmäßigen Geschäfte , bei denen es sich um Geschäfte mit
Zins- bzw. Wechselkursrisiken handelt , werden die poten­
tiellen Kosten von Ersatzkontrakten bei Nichterfüllung
durch den Vertragspartner unter Anwendung einer der
beiden in Anhang II genannten Methoden ermittelt . Diese
Kosten werden mit den zugehörigen in Artikel 6 Absatz 1
genannten Gewichten für den Vertragspartner multipliziert ,
wobei allerdings die dort vorgesehenen Gewichte von 100 %
auf 50 % herabgesetzt werden , um risikoarigepaßte Werte zu
erhalten .

(4 ) Die Summe der risikogewichteten Aktiva und außer­
bilanzmäßigen Geschäfte , wie sie in den Absätzen 2 und 3
beschrieben werden, ergibt den Nenner für den Solvabilitäts­
koeffizienten .

0 ) ABl . Nr. L 124 vom 5 . 5 . 1989 , S. 16 .
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Artikel 6

Risikogewichte

( 1 ) Für die nachstehenden Aktiva gelten die folgenden
Gewichte ; das Recht der zuständigen Behörden, nach eige­
nem Ermessen höhere Gewichte festzulegen , bleibt hiervon
unberührt .

a ) Gewicht Null

1 . Kassenbestand und gleichwertige Posten ;
2 . Aktiva in Form von Forderungen an Zentralregie­

rungen und Zentralbanken der Zone A;
3 . Aktiva in Form von Forderungen an die Europäi­

schen Gemeinschaften ;

4 . Aktiva in Form von ausdrücklich durch Zentral­
regierungen und Zentralbanken der Zone A garan­
tierten Forderungen ;

5 . Aktiva in Form von auf die Wahrung des jeweiligen
Kreditnehmers lautenden und in dieser finanzierten
Forderungen an Zentralregierungen und Zentral­
banken der Zone B ;

6 . Aktiva in Form von ausdrücklich durch Zentralre­
gierungen und Zentralbanken der Zone B garantier­
ten Forderungen, die auf die gemeinsame nationale
Währung des Garantiegebers und des Kreditnehmers
lauten und in dieser finanziert sind ;

7. Aktiva , die nach Auffassung der zuständigen Behör­
den durch Sicherheiten in Form von Wertpapieren
der Zentralregierungen oder Zentralbanken der
Zone A bzw. Wertpapieren der Europäischen
Gemeinschaften oder durch Bareinlagen bei dem
kreditgebenden Institut bzw. durch Einlagenzertifi­
kate oder ähnliche Titel ausreichend gesichert sind ,
die von dem kreditgebenden Institut ausgegeben
wurden und bei ihm hinterlegt sind .

b ) Gewicht 20%

1 . Aktiva in Form von Forderungen an die Europäi­
sche Investitionsbank (EIB);

8 . Aktiva in Form von Forderungen mit einer Laufzeit
bis zu einem Jahr gegenüber Kreditinstituten der
Zone B , ausgenommen die von diesen Instituten
ausgegebenen Titel , die als Bestandteil ihrer Eigen­
mittel anerkannt sind ;

9 . Aktiva , die von Kreditinstituten der Zone A aus­
drücklich garantiert sind ;

1 0 . Aktiva in Form von Forderungen mit einer Laufzeit
bis zu einem Jahr und einer ausdrücklichen Garan­
tie eines Kreditinstituts der Zone B;

11 . Aktiva , die nach Auffassung der zuständigen
Behörden durch Sicherheiten in Form von Wertpa­
pieren der EIB oder von multilateralen Entwick­
lungsbanken ausreichend gesichert sind ;

12 . im Einzug befindliche Werte .

c) Gewicht 50 %

1 . Ausleihungen, die nach Auffassung der zuständigen
Behörden .durch Hypotheken auf Wohneigentum,
das vom Kreditnehmer gegenwärtig oder künftig
selbst genutzt oder vermietet wird , in vollem Umfang
gesichert sind;

2 . Rechnungsabgrenzungsposten : auf diese Aktiva
wird die Gewichtung angewandt , die dem Vertrags­
partner entspricht, sofern das Kreditinstitut diesen
gemäß der Richtlinie 86 / 635 /EWG bestimmen
kann ; kann es den Vertragspartner nicht bestimmen,
so gewichtet es diese Aktiva pauschal mit 50% .

d) Gewicht 100%

1 . Aktiva in Form von Forderungen an Zentralregie­
rungen und Zentralbanken der Zone B , sofern diese
Forderungen nicht auf die Landeswährung des Kre­
ditnehmers lauten und in dieser finanziert werden ;

2 . Aktiva in Form von Forderungen an Regionalregie­
rungen und örtliche Gebietskörperschaften der
Zone B ;

3 . Aktiva in Form von Forderungen mit einer Laufzeit
von mehr als einem Jahr gegenüber Kreditinstituten
der Zone B ;

4 . Aktiva in Form von Forderungen an den Nichtban­
kensektor der Zonen A und B;

5 . Sachanlagen gemäß Artikel 4 Nummer 10 der Richt­
linie 86 / 635 /EWG;

6 . Bestand an Aktien , Beteiligungen und sonstigen
Bestandteilen der Eigenmittel anderer Kreditinstitu­
te , sofern sie nicht von den Eigenmitteln des kredit­
gebenden Instituts abgezogen werden;

7 . alle anderen Aktiva , sofern sie nicht von den Eigen­
mitteln abgezogen werden .

( 2 ) Das nachstehende Verfahren wird auf außerbilanzmä­
ßige Geschäfte angewandt , die nicht unter Absatz 3 fallen .
Diese sind zunächst in die in Anhang I wiedergegebenen
Risikogruppen einzuordnen . Bei den Posten mit hohem
Risiko ist der volle Wert anzusetzen, während Posten mit
mittlerem Risiko mit 50 % ihres Wertes zu berücksichtigen
sind; Posten mit mittlerem /niedrigem Kreditrisiko sind mit

2 . Aktiva in Form von Forderungen an multilaterale
Entwicklungsbanken ;

3 . Aktiva in Form von ausdrücklich durch die EIB
garantierten Forderungen ;

4 . Aktiva in Form von ausdrücklich durch mulitlate­
rale Entwicklungsbanken garantierten Forderun­
gen;

5 . Aktiva in Form von Forderungen an Regionalregie­
rungen und örtliche Gebietskörperschaften der
Zone A, vorbehaltlich des Artikels 7 ;

6 . Aktiva in Form von Forderungen mit der ausdrück­
lichen Garantie von Regionalregierungen oder ört­
lichen Gebietskörperschaften der Zone A, vorbe­
haltlich des Artikels 7 ;

/

7 . Aktiva in Form von Forderungen an Kreditinstitute
der Zone A , sofern sie bei diesen Instituten nicht
Eigenmittel im Sinne der Richtlinie 89 / 299/EWG
darstellen ;
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20 % und Posten mit niedrigem Kreditrisiko mit 0 % anzu­
setzen . In der zweiten Stufe werden die so berichtigten Posten
mit dem jeweiligen Gewicht für den Vertragspartner entspre­
chend dem Verfahren für Aktiva nach Absatz 1 sowie
Artikel 7 multipliziert . Im Fall von Pensionsgeschäften und
reinen Terminrückkäufen sind die Gewichte der betreffenden
Aktiva und nicht die der jeweiligen Vertragspartner maßge­
bend .

(3 ) Die in Anhang II beschriebenen Methoden werden auf
die in Anhang III aufgeführten Eventualverbindlichkeiten im
Zusammenhang mit Zins- undWechselkursrisiken angewen­
det .

(4 ) Sofern die außerbilanzmäßigen Geschäfte mit aus­
drücklichen Garantien versehen sind , werden sie gewichtet ,
als wenn sie für den Garanten statt für den Vertragspartner
eingegangen worden wären . Wenn ein möglicher Ausfall
aufgrund von außerbilanzmäßigen Geschäften in vollem
Umfang entsprechend den Anforderungen der zuständigen
Behörden durch einen der Aktivposten, die gemäß Absatz 1
Buchstabe a ) Ziffer 7 und Buchstabe b ) Ziffer 11 als
angemessene Sicherheit anerkannt sind , abgesichert ist ,
werden entsprechend der betreffenden Sicherheit Gewichte
von 0 % oder 20 % angewandt .

(5 ) Werden Aktiva und außerbilanzmäßige Geschäfte
niedriger gewichtet , weil eine ausdrückliche Garantie oder
eine für die zuständigen Behörden annehmbare Sicherheit
besteht , so gilt das niedrigere Gewicht nur für den Teil , der
durch die Garantie oder durch die Sicherheit in vollem
Umfang gesichert ist .

Artikel 8

( 1 ) Die Mitgliedstaaten können die Aktivposten mit 20 %
gewichten , die nach Auffassung der betreffenden zuständi­
gen Behörden durch Sicherheiten in Form von Wertpapieren
der Regionalregierungen oder der örtlichen Gebietskörper­
schaften - der Zone A, durch Einlagen , die bei anderen
Kreditinstituten der Zone A als dem kreditgebenden Institut
domiziliert sind , oder durch Einlagenzertifikate oder durch
ähnliche Wertpapiere dieser Kreditinstitute ausreichend gesi­
chert sind .

(2 ) Die Mitgliedstaaten können die Forderungen an Kre­
ditinstitute , die aufden Interbankenmarkt und denMarkt für
öffendiche Anleihen im Ursprungsmitgliedstaat spezialisiert
sind und einer genauen Überwachung durch die zuständigen
Behörden unterliegen, mit 10% gewichten, wenn diese
Aktivposten nach Auffassung der zuständigen Behörden des
Ursprungsmitgliedstaats durch eine von diesen Behörden als
angemessene Sicherheit anerkannte Verbindung von in Arti­
kel 6 Absatz 1 Buchstaben a ) und b ) genannten Aktivposten
ausreichend gesichert sind .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die in
Anwendung der Absätze 1 und 2 erlassenen Bestimmungen
sowie die dafür maßgebenden Gründe mit . Die Kommission
leitet diese Angaben an die anderen Mitgliedstaaten weiter .
Sie prüft regelmäßig die Auswirkungen dieser Bestimmun­
gen, um zu gewährleisten , daß sie nicht zu Wettbewerbsver­
zerrungen führen . Spätestens drei Jahre nach der Annahme
dieser Richtlinie legt die Kommission dem Rat einen Bericht ,
gegebenenfalls zusammen mit geeigneten Vorschlägen*
vor .

Artikel 7

( 1 ) Ungeachtet der Anforderungen in Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe b ) können die Mitgliedstaaten ein Gewicht von
0% für ihre eigenen Regionalregierungen und örtlichen
Gebietskörperschaften festlegen, wenn zwischen den Forde­
rungen an die letztgenannten und den Forderungen an ihre
Zentralregierungen aufgrund der Finanzhoheit der Regional­
regierungen und der örtlichen Gebietskörperschaften und des
Bestehens spezifischer institutioneller Vorkehrungen zur
Verringerung des Risikos der Zahlungsunfähigkeit der letzt­
genannten kein Risikounterschied besteht . Ein nach diesen
Kriterien festgelegtes Gewicht Null gilt für Forderungen an
die betreffenden Regionalregierungen und örtlichen Gebiets­
körperschaften sowie für außerbilanzmäßige Geschäfte , die
für diese entstehen, sowie für Forderungen an andere und
für ^ zugunsten anderer entstandene außerbilanzmäßige
Geschäfte , die durch die betreffenden Regionalregierungen
und örtlichen Gebietskörperschaften garantiert werden .

(2 ) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission,
wenn ihres Erachtens ein Gewicht Null nach den Kriterien
des Absatzes 1 gerechtfertigt ist . Die Kommission gibt diese
Informationen bekannt . Andere Mitgliedstaaten können den
von den zuständigen Behörden beaufsichtigten Kreditinstitu­
ten die Möglichkeit einräumen , ein Gewicht Null anzuwen­
den , wenn sie den betreffenden Regionalregierungen und
örtlichen Gebietskörperschaften Unterstützung gewähren
oder wenn sie Forderungen , die von den letztgenannten
garantiert werden , besitzen .

Artikel 9

( 1 ) Technische Anpassungen dieser Richtlinie werden für
folgende Gegenstände nach dem in Absatz 2 festgelegten
Verfahren vorgenommen :
— vorübergehende Herabsetzung des Mindestkoeffizienten
nach Artikel 10 oder der in Artikel 6 vorgesehenen
Gewichte zur Berücksichtigung von besonderen Situatio­
nen ,

— Definition der Zone A in Artikel 2 ,

— Definition der multilateralen Entwicklungsbanken in
Artikel 2 ,

— Änderung der Definition der Aktivposten in Artikel 6 zur
Berücksichtigung der Entwicklungen auf den Finanz­
märkten ,

— Liste und Klassifizierung der außerbilanzmäßigen
Geschäfte in den Anhängen I und III und ihre Behandlung
bei der Berechnung der Koeffizienten , wie in den Artikeln
5 , 6 und 7 und in Anhang II beschrieben,

— Klärung der Definitionen zwecks einheitlicher Anwen­
dung dieser Richtlinie in der Gemeinschaft,

— Klärung der Definitionen mit dem Ziel , bei der Anwen­
dung der Richtlinie der Entwicklung auf den Finanz­
märkten Rechnung zu tragen,

— terminologische und sprachliche Abstimmung der Defi­
nitionen mit späteren Rechtsvorschriften über Kreditin­
stitute und damit zusammenhängende Bereiche .
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(2 ) Während eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren
nach dem in Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebenen Zeitpunkt
können die Mitgliedstaaten ein Gewicht von 10% für
Schuldverschreibungen , wie sie in Artikel 22 Absatz 4 der
Richtlinie 85 / 611 / EWG des Rates vom 20 . Dezember 1985
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften
betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen
in Wertpapieren (OGAW) (*), geändert durch die Richtlinie
88 / 220 /EWG (2 ), definiert sind , festsetzen und für die
Kreditinstitute beibehalten , wenn sie dies als notwendig
erachten , um schwere Störungen ihrerMärkte zu vermeiden .
Diese Ausnahmen werden der Kommission mitgeteilt .

( 3 ) Während eines Zeitraums von höchstens sieben Jah­
ren ab dem 1 . Januar 1993 gilt Artikel 10 Absatz 1 nicht für
die Landwirtschaftsbank Griechenlands . Diese muß sich
jedoch an die in Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebene Höhe
stufenweise nach der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels
beschriebenen Methode annähern .

(4 ) Abweichend von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c)
Ziffer 1 können Deutschland , Dänemark und Griechenland
bis zum 1 . Januar 1996 die Aktiva mit 50% gewichten, die
nach Auffassung der betreffenden zuständigen Behörden
durch Hypotheken auf bereits fertiggestelltes Wohneigen­
tum, Büroräume und vielseitig nutzbare Geschäftsräume im
Hoheitsgebiet dieser Mitgliedstaaten in vollem Umfang
gesichert sind , sofern der Beleihungssatz bei Zugrundelegung
strenger , durch Rechtsvorschriften festgelegter Bewertungs­
kriterien 60% nicht übersteigt .

( 5 ) DieMitgliedstaaten können ein Gewicht von 50% auf
spätestens zehn Jahre nach dem Zeitpunkt des Artikels 12
Absatz 1 geschlossene Immobilien-Leasing-Geschäfte an­
wenden, die sich auf im Sitzland gelegene gewerbliche
Immobilien erstrecken und für die die Rechtsvorschriften
maßgebend sind , aufgrund deren der Leasinggeber uneinge­
schränkt Eigentümer des gemieteten Gegenstandes bleibt , bis
der Mieter seine Kaufoption in Anspruch nimmt.

Artikel 12

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, um dieser Richtlinie spätestens zum 1 . Januar 1991
nachzukommen.

(2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wort­
laut der wesentlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften
mit , die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet
erlassen .

Artikel 13

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

( 2 ) Die Kommission wird von einem Ausschuß unter­
stützt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusam­
mensetzt und in dem der Vertreter der Kommission den
Vorsitz führt .

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuß
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen . Der Ausschuß
gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer
Frist ab , die der Vorsitzende je nach der Dringlichkeit der
betreffenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme wird
mit der Mehrheit abgegeben , die in Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrages für die Annahme der vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorgesehen ist . Bei der

* Abstimmung im Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter
der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewo­
gen . Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht
teil .

Die Kommission erläßt die geplanten Maßnahmen , wenn sie
mit der Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen.

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der Stellung­
nahme des Ausschusses nicht überein oder liegt keine
Stellungnahme vor , so unterbreitet die Kommission dem Rat
unverzüglich einen Vorschlag für die zu treffenden Maßnah­
men . Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit .

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten von
seiner Befassung an keinen Beschluß gefaßt , so werden die
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommission erlassen,
es sei denn , der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit gegen
diese Maßnahmen ausgesprochen .

Artikel 10

( 1 ) Mit Wirkung vom 1 . Januar 1993 haben die Kredit­
institute den Koeffizienten im Sinne des Artikels 3 ständig in
Höhe von mindestens 8 % zu halten .

(2 ) Ungeachtet des Absatzes 1 können die zuständigen
Behörden nach eigenem Ermessen höhereMindestkoeffizien­
ten festlegen .

( 3 ) Unterschreitet der Koeffizient den Satz von 8% , so
sorgen die zuständigen Behörden dafür , daß das betreffende
Kreditinstitut geeignete Maßnahmen ergreift , um den Koef­
fizienten möglichst rasch wieder auf die vereinbarteMindest­
höhe anzuheben .

Artikel 11

( 1 ) Kreditinstitute , deren Mindestkoeffizient zu dem in
Artikel 12 Absatz 1 vorgeschriebenen Zeitpunkt den in
Artikel 10 Absatz 1 vorgeschriebenen Satz von 8% nicht
erreicht , sind gehalten , sich diesem Satz stufenweise anzunä­
hern . Solange sie dieses Ziel nicht erreicht haben , dürfen sie
nicht zulassen , daß der Koeffizient unter die erreichte Stufe
absinkt . Tritt eine solche Schwankung dennoch ein , so sollte
sie zeitlich begrenzt sein und ihr Grund den zuständigen
Behörden mitgeteilt werden .

Geschehen zu Brüssel am 18 . Dezember 1989 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BÉRÉGOVOY

(») ABl . Nr. L 375 vom 31 . 12. 1985 , S. 3 .
( 2 ) ABl . Nr . L 100 vom 19 . 4 . 1988 , S. 31 .
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ANHANG I

KLASSIFIZIERUNG DER AUSSERBILANZMÄSSIGEN GESCHÄFTE

Hohes Kreditrisiko

— Garantien , die den Charakter eines, Kreditsubstituts haben;
t

— Akzepte;

— Indossamente auf Wechsel , die nicht die Unterschrift eines anderen Kreditinstituts tragen ;

— Geschäfte mit Rückgriff;

— unwiderrufliche Kreditsicherungsgarantien („standby letters of credit"), die den Charakter eines Kreditsub­
stituts haben;

— Pensionsgeschäfte gemäß Artikel 12 Absätze 1 und 2 der Richtlinie 86 / 635 /EWG, falls die betreffenden
Vereinbarungen bis zur Anwendung der Richtlinie 86 / 635 /EWG wie außerbilanzmäßige Geschäfte behandelt
werden ;

— Termingeschäfte mit Aktivpositionen ;

— „Forward forward deposits"

— unbezahlter Anteil von teileingezahlten Aktien und Wertpapieren ;

— andere Positionen mit hohem Risiko .

Mittleres Kreditrisiko

— Ausgestellte und bestätigte Dokumentenkredite ( siehe auch mittleres / niedriges Kreditrisiko);

— Erfüllungsgarantien (einschließlich der Bietungs-, Erfüllungs-, Zoll- und Steuerbürgschaften ) und andere
Garantien , die nicht den Charakter von Kreditsubstituten haben ;

— Pensionsgeschäfte gemäß Artikel 12 Absätze 3 und 5 der Richtlinie 86 /635 /EWG;

— unwiderrufliche Kreditsicherungsgarantien („standby letters of credit"), die nicht den Charakter eines
Kreditsubstituts haben ;

— nicht in Anspruch genommene Kreditfazilitäten (Verpflichtungen , Darlehen zu geben , Wertpapiere zu kaufen ,
Garantien oder Akzepte bereitzustellen ) mit einer Ursprungslaufzeit von mehr als einem Jahr;

— „note issuance facilities" (NIF) und „revolving underwriting facilities" (RUF);

— andere Positionen mit mituerem Risiko .

Mittleres/niedriges Kreditrisiko

— Dokumentenakkreditive , bei denen die Frachtpapiere als Sicherheit dienen , oder andere leicht liquidierbare
Transaktionen ;

— sonstige Verbindlichkeiten mit mittlerem/niedrigem Kreditrisiko .

Niedriges Kreditrisiko

— Nicht in Anspruch genommene Kreditfazilitäten (Verpflichtungen , Darlehen zu geben , Wertpapiere zu kaufen ,
Garantien oder Akzepte bereitzustellen), die eine Ursprungslaufzeit von höchstens einem Jahr haben oder
jederzeit ohne Vorankündigung und ohne Vorliegen besonderer Gründe widerrufen werden können ;

— andere Positionen mit niedrigem Risiko .

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich , der Kommission Mitteilung zu machen , sobald sie sich bereitfinden , unter
einem der letzten Gedankenstriche der einzelnen Risikoklassen ein neues außerbilanzmäßiges Geschäft aufzuneh­
men . Dieses wird nach Abschluß des Verfahrens des Artikels 9 endgültig auf Gemeinschaftsebene klassifiziert .
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ANHANG II

BEHANDLUNG VON AUSSERBILANZMÄSSIGEN GESCHÄFTEN, DIE IM ZUSAMMENHANG MIT
ZINSSÄTZEN ODER AUSLÄNDISCHEN WÄHRUNGEN STEHEN

Die Kreditinstitute wählen mit Zustimmung ihrer Aufsichtsbehörde eine der nachstehenden Methoden , um die
Risiken der in Anhang III aufgezählten Geschäfte zu bemessen . Ausgenommen sind Zinssatz- und Wechselkurs­
verträge, die an anerkannten Handelsplätzen gehandelt werden , an denen sie täglichen Einschußsätzen
unterworfen sind, und Wechselkursverträge mit einer Ursprungslaufzeit von vierzehn Kalendertagen oder
weniger .

Besteht zwischem dem Kreditinstitut und seinem Vertragspartner ein gesonderter zweiseitiger , von den
einzelstaatlichen Aufsichtsbehörden anerkannter Schuldumwandlungsvertrag , nach dem die zu einem bestimmten
Zeitpunkt fälligen gegenseitigen Verpflichtungen automatisch mit anderen ähnlichen Verpflichtungen , die zum
selben Zeitpunkt fällig sind , zusammengefaßt werden , so wird nur der durch diese Schuldumwandlung festgelegte
einzige Nettobetrag anstelle der betreffenden Bruttobeträge gewichtet .

Methode 1 : der Marktbewertungsansatz („marking to market")

Schritt a): Indem man jedem Vertrag einen gegenwärtigenMarktwert zuordnet „marking to market"), kann man
den aktuellen Wiederbeschaffungswert aller Verträge mit einem positiven Wert ermitteln .

Schritt b): Um die zukünftigen potentiellen Kreditrisiken 0 ) in einem Wert zu erfassen , werden die Nennwerte
oder die Werte , die das Kreditinstitut in seinen aggregierten Konten aufweist , mit den folgenden Prozentsätzen
multipliziert :

Restlaufzeit Zinssatzverträge Wechselkursverträge

höchstens ein Jahr
länger als ein Jahr

0 %

0,5%

1%

5%

Schritt c): Die Summe aus laufenden Wiederbeschaffungskosten und potentiellen künftigen Kreditrisiken wird
mit den Risikogewichtungen multipliziert , die den jeweiligen Vertragspartnern in Artikel 6 zugeordnet
werden .

Methode 2: der Ursprungsrisikoansatz

Schritt a): Der Nennwert eines jeden Instruments wird mit den folgenden Prozentsätzen multipliziert :

Ursprungslaufzeit (' Zinssatzverträge Wechselkursvertrage

höchstens ein Jahr
mehr als ein Jahr und nicht mehr als 2 Jahre
zusätzliche Berücksichtigung eines jeden weiteren
Jahres

0,5%
1 %

1 %

27o

5%

3%

') Bei Zinssatzverträgen können die Kreditinstitute vorbehaltlich der Zustimmung ihrer Aufsichtsbehörden entweder die
Ursprungs- oder die Restlaufzeit wählen .

Schritt b): Die so ermittelten ursprünglichen Risiken werden mit dem Gewicht des Vertragspartners gemäß
Artikel 6 multipliziert .

(>) Mit Ausnahme von „Floating/ Floating"-Zinsswaps (mit einer einzigen Währung), bei denen nur die laufenden Wiederbe­
schaffungskosten berechnet werden .
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ANHANG III

ARTEN VON AUSSERBILANZMÄSSIGEN GESCHÄFTEN, DIE IM ZUSAMMENHANG MIT
ZINSSÄTZEN UND WECHSELKURSEN STEHEN

Zusatzverträge

— Zinsswaps (mit einer einzigen Währung),

— „Basis Swaps",

— Zinstermingeschäfte ,

— Zinsterminkontrakte ,

— gekaufte Zinsoptionen ,

— andere vergleichbare Verträge .

Wechselkursverträge

— Währungs- und Zinsswaps (mit mehreren Währungen),

— Devisentermingeschäfte ,

— Währungsterminkontrakte ,

— gekaufte Währungsoptionen ,

— andere vergleichbare Verträge .
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